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(Jr. 2685.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde für die Stargard-Poſener Eiſenbahn⸗ S 22.2 


Geſellſchaft. Vom 4. Maͤrz 1846. 2 3 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von — 
ln Sur N 


Preußen ꝛc. ꝛc. „ 
Nachdem fuͤr die Anlage und den Betrieb einer Eiſenbahn zwiſchen den Staͤdten „„ u 
(Pommerſch⸗) Stargard und Poſen unter dem Namen: B 7 Pe 
„Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft,“ . 1 
eine Aktiengeſellſchaft mit einem vorläufig auf funf Millionen Thaler ange- A zus. /aREE 
nommenen Grundkapitale gebildet worden iſt, wollen Wir zur Ausführung der,  . 
vorbezeichneten Eiſenbahn, welche von Stargard die Richtung auf Arnswalde, ya. 
Woldenberg einſchlagen, zwiſchen Drieſen und Filehne die Netze und bei Wronke rer Atem. 
die Warthe uͤberſchreiten, und bei Samter vorbei nach Poſen gefuͤhrt werden 
ſoll, hiemit Unſere landesherrliche Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, hee, d. e. 
1) daß die Bahn nach den Anordnungen Unſeres Finanzminiſters bei Star „| gg 
gard an die Berlin⸗Stettin⸗Stargarder Eiſenbahn unmittelbar anzujchlie- I 
ßen, und im Falle der Ausfuͤhrung einer Eiſenbahn von Poſen nah”, ma, 
Schleſien bei Poſen auch mit der ebengedachten Bahn in unmittelbare e Prentez) 
Verbindung zu bringen iſt, ae 
und Za 24 Fonts a 
2) daß dem Staate die Genehmigung des Bahngeld- und des Frachttarifs, zZ. — 772. 
ſowohl fuͤr die Perſonen- als fuͤr die Guͤterbefoͤrderung, ſowie jeder 
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Abänderung dieſer Tarife, desgleichen die Genehmigung und noͤthigen⸗ i 
falls auch die Abaͤnderung des Fahrplanes vorbehalten bleibt. B 
. Auch wollen Wir das Uns vorgelegte, unter dem 27. Oktober 1845 f. -e. e 
notariell vollzogene Statut der Eingangs gedachten Stargard ⸗Poſener Eiſen⸗ un. <a... 
bauneſlſch, 8 Solches auf Grund der Seichläfte der Generalverfamm- „ se... 
ech georg, 25. September 1845. ausgefertigt worden ift, hierdurch mit der . 2 = 
Manfgabe: N = gefertig ſt, h ch Men an 1397 207.56, 
zu H. 44. daß das Direktorium feine. Legitimation durch ein gerichtliches 
oder notarielles Atteſt zu führen hat, welches auf Grund des von einer 
Gerichtsperſon oder einem Notar über die Wahl oder Abordnung der 
Mitglieder des Direktoriums Seitens des Verwaltungsraths (H. 35.) 
aufzunehmenden Protokolls auszufertigen iſt, * 
Jahrgang 1846. (Nr. 2685.) 14 ſo 


Ausgegeben zu Berlin den 1. April 1846. 


fo wie 
zu H. 49., daß kein Mitglied des Verwaltungsraths mit der Geſellſchaft in 
mittelbaren oder unmittelbaren Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen darf, und 
e un welches ſolche begruͤnden will, ſeine Stelle nieder— 
egen muß, J 
in allen Punkten genehmigen, und die mehrerwähnte Geſellſchaft als eine Aktien⸗ 
Geſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 1843. 
(Geſetzſammlung für 1843. S. 341. f. f.) hiermit beftätigen, indem Wir zu⸗ 
gleich beſtimmen, daß ſo weit nicht in der gegenwaͤrtigen Urkunde oder in dem 
Statute beſondere Feſtſetzungen genen worden, die in dem Geſetze tiber die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetzſammlung fuͤr 1838. 
S. 505. f. f.) ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen uͤber 
die Expropriation, auf die vorbezeichnete Eiſenbahn Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beſtätigungsurkunde iſt mit dem 
Statute durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Gegeben Berlin, den 4. Marz 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Flottwell. Ühden. 


Statut 
der Stargard-Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


J. Bildung und Zweck der Geſellſchaft. 
F. 1. 


Mar dem Namen i 

a e Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ 
tritt ein Verein von Aktionairen mit Korporationsrechten zuſammen, welcher 
eine nähere Verbindung der Provinz Pommern und ihrer Oſtſeehaͤfen mit der 
Provinz Poſen, mittelſt Anlage und Betriebes einer Eiſenbahn zwiſchen den 
Städten (Pommerſch⸗) Stargard und Poſen, zum Zwecke hat. 


§. 2. 
Stettin ift das Domizil dieſer Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwal⸗ 
tung; das dortige Land- und Stadtgericht ihr Gerichtsſtand. 
§. 3. 


Unter der von der Geſellſchaft x Unternehmung find nicht nur 
der Bau und ditz Einrichtung des Bahnförpers und der Schienenwege, ſondern 
auch 
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auch alle ſonſt erforderlichen und dem Zweck entſprechenden Anlagen, ſowie die 
Ausſiattung der Bahn mit allem nöthigen Transport⸗ und Betriebsmaterial 
und Utenſilien begriffen. " 

Die Anlage von Zweigbahnen und fonfligen Kommunikationswegen, ſo⸗ 
wie die Vereinigung mit den Unternehmern anderer, mit ihrer eigenen Bahn 
in direkte Verbindung zu ſetzenden Eiſenbahnſtrecken, über deren Erwerbung, 
ſowie uͤber die gemeinſchaftliche Benutzung der beiderſeitigen oder einer der 
Bahnen, und endlich die anderweitige Betheilung bei ſolchen Unternehmungen 
bleibt den Beſchluͤſſen der Geſellſchaft unter * des Staats vorbe⸗ 
halten, und ſoll nicht als eine Ueberſchreitung oder Veraͤnderung des Zweckes 
der Geſellſchaft angeſehen werden. 


Ne 

Die llſchaft wird die Beförderung von Perſonen und den Trans⸗ 
port RR en zuläffigen Gegenſtaͤnde durch Dam fwagen oder 
andere Befoͤrderungsmittel fuͤr eigene Rechnung übernehmen, auch wenn fie es 
ihrem Intereſſe gemäß findet, oder durch höhere Beſtimmungen dazu veranlaßt 
werden ſollte, Anderen die Benutzung der Bahn zu Perſonen- und Guͤtertrans⸗ 
porten gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes geſtatten. 

Die Geſellſchaft kann auch für ihre Rechnung die erforderlichen Einrich⸗ 
tungen zum Transporte von Perſonen und Frachtguͤtern zwiſchen ihren Sta⸗ 


tionspläßen und nahe gelegenen Orten herſtellen, jedoch nicht als ausſchließ⸗ 
liches Privilegium. 


$. 3. 
Die Benutzung neuer Erfindungen, bezuglich auf bewegende Kraft und 
auf Bahnbelag mit anderem Belag, als Eiſenſchienen, wird der Geſellſchaft 
vorbehalten. 


II. Fonds der Geſellſchaft. 
Aktien⸗Quittungsbogen. Zinſen. Dividende. Reſervefonds. 


$. 6. | 
Der Fonds der Gefellfchaft beſteht in einem, auf Grund geſchehener Er⸗ 
mittelungen und darauf gegründeten Ueberſchlages, vorläufig als genuͤ end zum 
Bau der Bahn und zur Beſchaffung des erſten Transports und zetriebs⸗ 
Materials angenommenen Kapital von Fuͤnf Millionen Thalern Preußiſch Ku⸗ 
rant, welche bereits, unter Einzahlung von 10 Prozent dieſer Summe, oder 
für deren Betrag deponirten Effekten, gezeichnet ſind und, wie nachfolgend be⸗ 

ſtimmt, ſukzeſſive nach dem Bedarf eingezahlt werden. 


5. . 

Ueber dieſe Summe werden ſtempelfrei 50,000 auf jeden Inhaber lau— 
tende Aktien, jede zu 100 Rthlr. mit fortlaufender Nummer, unter dem Namen 
der Geſellſchaft und von drei Mitgliedern des Direktoriums und dem Haupt⸗ 

(Nr. 2685.) 14* Kaſſen⸗ 
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Kaſſen⸗Rendanten unterzeichnet, ausgefertigt und mit Dividendenfcheinen auf 6 
Jahre verſehen. 

Die Aktien werden jedoch erſt nach Berichtigung des vollen Nominal⸗ 
Betrages an die Berechtigten ausgehaͤndigt. 


§. 8. 

Die Einzahlung auf die Aktien erfolgt in 10 Raten, jedesmal mit 
10 pEt. in Berlin und Stettin. i 

Die Termine der einzelnen Einzahlungen werden nach dem Beduͤrfniß 
beſtimmt und von dem Direktorium mindeſtens vier Wochen zuvor bekannt 
gemacht. 

Beſtaͤnde aus denſelben werden bis zu deren Gebrauch nutzbar unter: 
gebracht. 

§. 9. 


Die bereits eingezahlten 10 pCt., fuͤr welche ſeit dem erſten Tage des 
auf die geleiſtete Zahlung folgenden Monats bis zum 1. Oktober 1845. 3 Prozent 
Zinſen verguͤtigt werden, werden von dieſem Tage an, ſowie die folgenden Ein⸗ 
zahlungen vom letzten Tage eines jeden Faͤlligkeitstermins an, mit 4 Prozent jaͤhr⸗ 
lich bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem der vollftändige Betrieb der 
ganzen Bahn eroͤffnet wird, aus dem Geſellſchaftsfonds und reſpektive aus 
dem Ertrage etwaiger theilweiſen Bahnbenutzung verzinſet. 

Die Zinsverguͤtigung erfolgt für jede voraufgegangene Partialzahlung bis 
zum letzten Faͤlligkeitstage der naͤchſtfolgenden Einzahlung durch Anrechnung 
auf dieſe; weshalb mit der Aufforderung zur neuen Ratenzahlung zugleich der 
davon in Abzug zu bringende Zinsbetrag fuͤr die ſchon berichtigten Raten be— 
kannt gemacht wird. 

Zur Erhebung der, nach vollgeleiſteter Zahlung von da ab bis zum 
Schluſſe des Jahres, in welchem der vollftändige Betrieb eröffnet wird, etwa 
noch auflaufenden Zinſen werden beſondere Zinsſcheine ausgefertigt, und bei 
Ruͤcklieferung der Quittungsbogen gegen Entgegennahme der entſprechenden 
Aktien zugleich mit dieſen ertradirt (F. 11.). Mit der Zeſſion eines Quittungs⸗ 
bogens werden jederzeit die laufenden Zinſen dem Zeſſionar uͤbereignet. 


§. 10. 


Die Partialzahlungen werden auf beſonderen, mit der Nummer, welche 
die dafuͤr auszufertigenden Aktien einſt erhalten, verſehenen, auf den Namen 
des erſten Zeichners lautenden Quittungsbogen, welche Namens des Direkto— 
riums mit Unterſchrift von drei Mitgliedern deſſelben ausgefertigt werden, durch 
die Unterzeichnung des Kaſſenbeamten, der in der Aufforderung zur Einzah⸗ 
lung zu deren Entgegennahme als beauftragt benannt wird, beſcheinigt. 

Dieſe ſtets uͤber die vollen Quoten erfolgende Beſcheinigung enthält, dem 
voraufgehenden H. entſprechend, zugleich den Beweis der erfolgten Berichtigung 
der von den früheren Einſchuͤſſen bis dahin abgelaufenen Zinſen. 


F. 11. 


Bei Einzahlung der letzten Rate auf einen Quittungsbogen ns 
arın 
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darin benannten Aktionair oder deſſen Rechtsnachfolger, gegen Ruͤcklie⸗ 
ferung deſſelben, die entſprechende Aktie nebſt Dividendenſcheinen und die etwa 
nach H. 9. ausgefertigten Zinsſcheine ausgehaͤndigt. Die Richtigkeit der Legi⸗ 
22 5 Beſitzers zu pruͤfen, iſt die Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht 
verpflichtet.. 

‚Die Ruͤcklieferung des Quittungsbogens iſt ohne Weiteres das Aner— 
kenntniß über den Empfang der dafür gebuͤhrenden Aktie, Zins- und Divi- 
dendenſcheine. 


$. 12. i 

Der urfprüngliche Unterzeichner des Verpflichtungsſcheines, auf deſſen 

Namen der Vite 2 bleibt für die Einzahlung des vollen Be- 

trages der entſprechenden Aktie verhaftet und kann ſich davon durch keine 

Zeſſion befreien. Es iſt der Geſellſchaft vorbehalten, nach erfolgter Einzahlung 

von 40 Prozent auf jede Aktie, die Freilaſſung der urſpruͤnglichen Zeichner von 
der ferneren Verpflichtung zu beſchließen. 


§. 13. 


Die Aktionaire, welche die Partialzahlungen nicht in den beſtimmten Ter— 
minen leiften, haben eine Conventionalſtrafe von 20 Prozent der in Ruͤckſtand 
gebliebenen Raten zum Vortheil der Geſellſchaft verwirkt. Wenn indeß auch 
innerhalb Wochen nach einer erneuerten öffentlichen Aufforderung die Zah: 
lung der ruͤckſtaͤndigen Raten, der Verzugszinſen davon A 5 Prozent vom be- 
ſtummt geweſenen Einzahlungstermine an, bis zur geleiſteten Zahlung, und der 
Konventionalſtrafe nicht erfolgt, fo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin 
eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Ratenzahlungen, ſowie durch 
die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den 
Empfang von Aktien für vernichtet zu erklaͤren. 

Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt durch oͤffentliche Bekanntmachung unter 
Angabe der Nummer der Quittungsbogen, welche gleichzeitig fuͤr null und nich— 
tig erklaͤrt werden. 

An die Stelle der, auf dieſe Art, ausſcheidenden Aktionaire werden neue 
Aktienzeichner zugelaſſen. ; 

Hierdurch wird jedoch in der, im voraufgehenden Paragraphen aufge: 
nommenen, geſetzlichen Beſtimmung wegen Verhaftung der erſten Zeichner nichts 
geändert, und iſt das Direktorium daher auch berechtigt, fo lange die erſten 
Aktienzeichner ihrer Verhaftung nicht entlaſſen find, die fälligen Einzahlungen, 
Zinſen davon und Konventionalſtrafe von denſelben gerichtlich einzuklagen. 


$. 14. 
Mit Anfang des Jahres nach vollſtaͤndig eröffnetem Betriebe der gan— 
zen Bahn, womit die Zahlung von Zinſen aus dem Baufonds aufhört, tritt 


das Recht der Aktionaire zur Theilnahme an dem Reinertrage der geſellſchaft— 
lichen Unternehmung ein. 
H. 15. 


Der Reinertrag wird fuͤr jedes Kalenderjahr beſonders berechnet und 
(Nr. 2685.) nach 
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nach Abſchluß der Jahresrechnungen ſpateſtens im Monat Marz des folgenden 
Jahres feſtgeſtellt. b 

Derſelbe beſteht in dem Beſtande, welcher nach Abrechnung ſaͤmmtlicher 
Unterhaltungs-, Betriebs- und Verwaltungskoſten, mit Einſchluß der für die 
Erneuerung des Oberbaues und des Betriebsmaterials erforderlichen zu reſer— 
virenden Betrage und etwaiger Zinſen für Anleihen, von dem geſammten Gr- 
trage, welchen der Eiſenbahnbetrieb in dem betreffenden Jahre abgeworfen hat, 
uͤbrig bleibt. 

Dieſer Reinertrag wird auf ſaͤmmtliche Aktien vertheilt; uͤberſteigt er 
jedoch 5 Prozent des Aktienkapitals, ſo wird von dem Ueberſchuſſe uͤber 5 Pro⸗ 
zent mindeſtens der vierte Theil, und hoͤchſtens die Halfte, binnen welcher Gran⸗ 
zen der Verwaltungsrath auf Vorſchlag des Direktoriums entſcheidet, zu einem 
Reſervefonds genommen, welcher zur Deckung der nicht zu obigen laufenden 
jahrlichen, und nicht aus dem Etat zu beſtreitenden Verwendungen gehoͤrigen 
Verbeſſerungen und außerordentlichen Ausgaben beſtimmt iſt. Dieſer zu ſam⸗ 
melnde Reſervefonds darf jedoch ohne Genehmigung des Staats nicht 10 Pro— 
zent des Aktienkapitals uͤberſteigen. 


F. 16. 


Der Betrag der nach vorſtehendem $. den Aktionairen gebuͤhrenden Di⸗ 
vidende wird vom Direktorium öffentlich bekannt gemacht und gegen Aus haͤn⸗ 
digung der den Aktien beigegebenen Dividendenſcheine denen ausgezahlt, welche 
ſolche praͤſentiren. 


$. 17. 


Sollen angeblich verlorene vollbezahlte Quittungsbogen, Aktien, Divi- 
denden⸗ oder Zinsſcheine mortifizirt werden, jo erlaͤßt das Direktorium drei 
Mal, in Zwiſchenraͤumen von 4 Monaten, eine öffentliche Aufforderung, jene 
Dokumente einzuliefern oder die etwaigen Rechte an denſelben geltend zu ma⸗ 
chen. Sind zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, und 
die Dokumente nicht eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, 
jo ſpricht das Land- und Stadtgericht zu Stettin auf den Antrag des Direk⸗ 
toriums, auf Grund des von demſelbigen nach obigen Vorſchriften erlaſſenen 
Aufgebots, die Amortiſation der in Frage ſtehenden Dokumente aus. 


An die Stelle der mortifizirten Dokumente fertigt das Direktorium neue 
aus. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen den Betheiligten zur Laſt. 


$. 18. 


Geht aber ein Quittungsbogen verloren, waͤhrend der, auf deſſen Name 
er lautet, noch nicht aus der perſoͤnlichen Verbindlichkeit fuͤr die Einzahlung 
entlaſſen iſt, ſo kann auf die davon gemachte Anzeige gegen Ausſtellung eines 
Mortifikationsſcheins Seitens des, in dem Quittungsbogen genannten, Aftio- 
nairs und des etwaigen Anderen, von dem konſtirk, daß er die zuletzt faͤllige 
Ratenzahlung geleiſtet hat, dem legitimirten Eigenthuͤmer ein Duplikat des ver- 
lorenen Quittungsbogens ausgefertigt werden. Es darf ſich indeß 14 u. 

na 
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nach Ablauf des naͤchſtfolgenden Zahlungstermins kein anderer Inhaber des 
verlorenen Quittungsbogens gemeldet haben, um die faͤllige Zahlung zu leiſten. 


% 19. 

Wird der Verluſt eines Quittungsbogens behauptet, nachdem der Aktio⸗ 
nair, auf welchen er lautet, ſeiner perſoͤnlichen Verbindlichkeit für die ferneren 
Einzahlungen ſchon entlaſſen, bevor jedoch der ganze Betrag der Aktie faͤllig 

orden und eingezahlt iſt, ſo muß derjenige, welcher den Verluſt anzei t, 
Falls er nicht bei der letzten Theilzahlung ſich bereits als Eigenthuͤmer legiti⸗ 
mirt hat, ſein Eigenthumsrecht dem Direktorium auf glaubhafte Weiſe dar⸗ 
Daſſelbe macht alsdann auf Koſten des Provokanten durch zweimaliges 
Einruͤcken in die, H. 29. bezeichneten, öffentlichen Blätter den behaupteten Ver⸗ 
uſt des Quittungsbogens unter Angabe der Nummer und darauf ſchon ge⸗ 
leiſteten Theilzahlungen mit dem Bemerken bekannt, daß, wenn ſich 14 Tage 
nach Ablauf des nächften Zahlungstermins kein, durch Zeſſion gehörig legiti⸗ 
mirter, Eigenthümer des verlorenen Quittungsbogens gemeldet hat, um den 
Ae en gegen die Geſellſchaft zu genügen, alsdann der ver⸗ 


mißte Quittungsbogen annullirt und dem Provokanten ein Duplikat ausgefer⸗ 
tigt werden ſoll. 


H. 20. 
Zins⸗ und Dividendenfcheine, welche innerhalb 4 Jahren von der Ver— 


fallzeit ab nicht zur Erhebung praͤſentirt werden, find verjährt und verfallen 
der Geſellſchaft. ; 15 


H. 21. N 
Sollte nach Vollendung der Bahn und nach Beſchaffung des noͤthigen 
Betriebsmaterials von dem Aktienkapital von Fuͤnf Millionen ein Ueberſchuß 
verbleiben, ſo wird es dem Beſchluſſe der Geſellſchaft anheimgeſtellt, ob ſolcher 
Ves oder theilweiſe noch für die Bahn, beiſpielsweiſe: zur Verlaͤngerung oder 
e ermehrung der Ausweicheſtellen und reichlicheren Ausſtattung des Betriebs⸗ 
Materials, zu verwenden, oder zum Reſervefonds zu nehmen, oder an die Ak— 
tionaire zuruͤckzuzahlen ſei. 2 
„Sollten hingegen die 5 Millionen Thaler zum Bau und zur Anſchaffung 
des Betriebsmaterials nicht ausreichen, ſo kann auf Beſchluß der General- 
Verſammlung das Aktienkapital bis 500,000 Thaler vermehrt werden, und 
Imden wegen der dafuͤr mehr zu emittirenden Aktien in jeder Beziehung die 
vorſtehenden, fuͤr das urſpruͤngliche Aktienkapital gegebenen Beſtimmungen ihre 
Anwendung. 


x 


III. Allgemeine Berechtigung und Verpflichtung der Aktionaire. 
$. 22. 
Jeder Zeichner einer Aktie und Jeder, auf den die Berechtigung aus der 
Zeichnung uͤbertragen iſt, ſowie hiernaͤchſt der Beſitzer eines Quittungsbogens, 


moͤge ſolcher auf ſeinen Namen lauten, oder auf ihn rechtsguͤltig uͤbergegangen 
(Nr. 2685.) tem, 
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fein, und ſodann der rechtliche Inhaber einer Aktie, iſt, je lange er in deren 

Beſitz verbleibt, Mitglied der Geſellſchaft und unterwirft ſich dem Statute der⸗ 

ſelben. Mit der Entaͤußerung ſeiner, durch die Zeichnung erworbenen Rechte, 

ſeiner Quittungsbogen und Aktien ſcheidet er aus derſelben aus, bleibt jedoch 

der Geſellſchaft noch, nach den Beſtimmungen des Statuts F. 12. verpflichtet. 
§. 23. 

Alle auf die Aktien geleiſtete Einſchuͤſſe gehen ſofort in das Geſellſchafts⸗ 
Vermoͤgen über und begiebt ſich mit der Einzahlung deshalb Jeder der eigenen 
Dispoſition daruͤber. Br.) drm 

Ueber den Nominalbetrag der Aktien hinaus ift kein Aktionair der Gefell- 
ſchaft oder einem Dritten wegen irgend einer aus dem Geſellſchaftsverbande 
fließenden Verbindlichkeit verhaftet. 

$. 24. 

Jedes Mitglied der Geſellſchaft erhaͤlt nach dem Betrage feiner Ein— 
ſchuͤſſe und reſp. Aktien ein verhältnißmäßiges Anrecht am geſammten beweg⸗ 
lichen und unbeweglichen Eigenthum der Geſellſchaft und deſſen Ertrage, jo: 
fern er deſſelben nicht nach F. 13. verluſtig geht. 

§. 25. 

Saͤmmtliche Mitglieder koͤnnen an den Berathungen der Geſellſchaft in 
den Generalverſammlungen Theil nehmen. Zur Theilnahme an deren Be⸗ 
ſchluͤſſen gehört jedoch der eigenthuͤmliche Beſitz von 10 Aktien. 

Frauen, Minderjaͤhrige, Handlungsfirmen, moraliſche Perſonen, Korpo- 
rationen, Öffentliche Inſtitute, Gemeinden und Behörden konnen durch ihre 
Vertreter, auch wenn dieſe nicht Aktionaire ſind, andere, am Erſcheinen Behin⸗ 
derte hingegen nur durch Mitglieder der Geſellſchaft dieſe Theilnahme aus— 
uͤben laſſen. ; 


. 20, 
Die Stimmberechtigung für die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung wird 


folgendermaaßen feſigeſetzt: 
5 für 10 bis 2 Aktien 1 Stimme, 
4 2 


E 


2 30 6 = 2 
er re * 3 
2806 „149 - 4 E 
120 179 - 5 = 
4180. 29 = 6 - 
240 = 319 P 5 = 
„ 320 399 = 8 P 
400 und darüber als 
Aeußerſtes 


Bei Zaͤhlung der Aktien werden die eigenen mit denen aus Vollmacht 
vertretenen, zuſammengerechnet, und giebt deren Summe das Maaß fuͤr die 
Stimmenzahl. 

g. 27. 


Pr 


$#-27; 
Bis zur erfolgten Aushändigung der Aktien vertritt die Hoͤhe des An— 
rechts darauf durch Zeichnung oder Quittungsbogen deren Stelle. 


H. 28. 

Jedes perſoͤnlich ſtimmfaͤhige Mitglied der Geſellſchaft iſt wählbar für 
das Direktorium und den Berwaltungsrath „mit Ausnahme von Beamten der 
Geſellſchaft und von Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind, oder ihre 
— eingeſtellt und ſich nicht vollſtaͤndig mit ihren Glaͤubigern regulirt 

aben. 


F. 29. 


Die in der Haude- und Spenerſchen und der Voſſiſchen Zeitung zu 
Berlin, der Stettiner und Poſener Zeitung und den Boͤrſen-Nachrichten der 
Oſtſee Namens der Geſellſchaft oder Seitens deren Vertreter fuͤr die Aktionaire 
ergehenden Mittheilungen, Aufforderungen zur Zahlung, Einladung zur Ver⸗ 
ſammlung, und uͤberhaupt jegliche Art von Bekanntmachungen, die Angelegen- 
heit der Geſellchaft und die Verhaltniſſe ihrer Mitglieder zu derſelben betref- 
fend, ſind fuͤr jeden Inhaber von Aktien, Quittungsbogen, Dividenden und 
Zinsſcheinen, und Jeden, welcher ein Anrecht auf folche hat, vollkommen rechts⸗ 
verbindlich imſinuirte, ſchriftliche Bekanntmachungen. 

Eine Mittheilung, wodurch eine Handlung oder Erklaͤrung der Aktionaire 
verlangt wird, muß zwei Mal, das erſte Mal mindeſtens 4 Wochen vor den 
dazu 9 Praklufioterminen in obige öffentliche Blatter aufgenom⸗ 
men ſein. 

Geht eins der genannten Blätter ein, fo genuͤgt die Bekanntmachung 
in den anderen bis zur anderweitigen Beſtimmung der naͤchſten Generalver- 
ſammlung. 


IV. Verwaltung der Angelegenheiten der Geſellſchaft. 
A. Allgemeines. 
$. 30. 

Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der Geſellſchaft werden theils 
durch das Direktorium, theils durch den Verwaltungsrath, theils durch Be— 
Kell der Geſellſchaft in ihren Generalverſammlungen wahrgenommen und 
eſorgt. 

Das Direktorium fuͤhrt die Verwaltung und iſt Repraͤſentant der Ge— 

ſellſchaft gegen Behoͤrden, Privaten und einzelne Aktionaire; der Wer: 

waltungsrath vertritt in beſtimmten Fällen die Geſellſchaft, dem Direk⸗ 
forum gegenüber, und führt die Kontrolle feiner Verwaltung; der Ge- 
neralverfammlung ſtehen im Allgemeinen die organiſchen Beſtimmun⸗ 


„ „gen zu, 
wie ſolches nachſtehend naͤher feſtgeſtellt wird: 
Jahrgang 1846. (Nr. 2686.) 15 H. 31. 


= a 
§. 31. 

Die, bis zur Uebergabe der Gefchäftsführung an das Direktorium, 
Seitens des unter Genehmigung des Finanzminiſters beſtandenen Komité, im 
Umfange der, ihm durch geſchehene Vollziehung der Zeichnungsformulare, von 
ſaͤmmtlichen Aktionairen ertheilten Autoriſation, im Intereſſe der Geſellſchaft 
getroffenen Maaßregeln und eingegangenen Verbindlichkeiten werden fuͤr die 
Geſellſchaft als verpflichtend anerkannt. 


§. 32. 


Seitens des Komité erfolgt die Uebergabe der Geſchaͤfte, der eingezo- 
genen Einſchuͤſſe und der Berechnung uͤber das davon Verwendete an das 
Direktorium, ſobald ſolches konſtituirt worden iſt. Die Berechnung wird dem 
Verwaltungsrathe von dem Direktorium zur Prüfung, eventuellen Monirung 
und reſpektiven Dechargirung mitgetheilt und, dechargirt, in die Rechnungsbe— 
legung des Direktoriums mit aufgenommen. 


B. Das Direktorium. 
H. 33. 
Das Direktorium beſteht aus ſieben Mitgliedern, welche fämmtlich in 
Stettin wohnhaft ſein muͤſſen, naͤmlich: 
einem ausdruͤcklich zu deſſen Vorſitzenden zu erwählenden Mitgliede, dem 
erſten Baumeiſter (Ober-Ingenieur) und fuͤnf andern Mitgliedern. 


$. 34. 


Die erſteren beiden und eines der andern Mitglieder, haben ihre Zeit 
und Kräfte vollſtaͤndig der Geſellſchaft zu widmen, und find von Uebernahme 
anderer Geſchaͤfte und Nebenaͤmter in gleicher Weiſe ausgeſchloſſen, wie es 
geſetzlich fuͤr oͤffentliche Beamte beſtimmt iſt. 

In ihnen konzentrirt ſich vorzugsweiſe die Ausfuͤhrung, und umfaſſen 
ihre Funktionen auch die, der bei anderen Eiſenbahngeſellſchaften angeſtellten 
Bevollmaͤchtigten, Spezial⸗ und Betriebsdirektoren. f 

Die anderen Mitglieder des Direktoriums haben nicht gleiche Verpflich- 
tung, ſondern find, ohne ihrer Thaͤtigkeit Schranken zu ſetzen, nur beſonders 
verbunden, allen Berathungen und Beſchlüſſen beizuwohnen, ſowie einzelne Ge— 
ſchaͤfte und Auftraͤge auszufuͤhren. 


H. 35. 


Die Wahl der oben zuerſt benannten drei Direktionsmitglieder erfolgt 
durch den Verwaltungsrath; die vier andern werden aus den, nach H. 40. 
durch die Generalverſammlung erwaͤhlten, 16 Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
raths durch dieſen in das Direktorium deputirt. 


$. 30. 


Die Amtsdauer der erſten drei Mitglieder wird von dem Verwaltungs⸗ 
rathe nach beſtem Ermeſſen und etwa in Beziehung auf die Verhaͤltniſſe der 
zur 


u 
ur Wahl fommenden fefigefeßt und reſpektive mit dieſen regulirt, und ſoll als 


Regel die Zeit von 10 Jahren nicht überfteigen. Die Dauer des Amtes bei 
den uͤbrigen Mitgliedern iſt die ihrer Wahl für den Verwaltungsrath ($. 47.). 


g $. 37. 

Die Mitglieder des Direktoriums erhalten, außer Erſatz von Reiſekoſten 
und anderen Auslagen, eine vom Verwaltungsrath zu arbitrirende, den reſpek⸗ 
tiven Geſchaͤftsverhaͤltniſſen angemeſſene und, etwa ruͤckſichtlich der drei zuerſt 
benannten, mit dieſen vereinigungsweiſe firirte Remuneration. 


$. 38. 

Ruͤckſichtlich der Amtsdauer, Remuneration und der uͤbrigen Anſtellungs⸗ 
Verhaͤltniſſe des bereits von dem Komité erwaͤhlten, oberſten Baubeamten at 
es ſein Bewenden bei der mit demſelben getroffenen Vereinigung und tritt mit⸗ 
hin, dieſer entſprechend, derſelbe auf vier Jahre in das Direktorium ein. 


H. 39. 


„Das Ausſcheiden aus dem Amke ſteht jedem Mitgliede, inſofern nicht für 
die zuerſt benannten Drei beſondere Vereinigung getroffen, zu jeder Zeit frei, 
nachdem daſſelbe zuvor etwa ſpeziell uͤbertragene Geſchaͤfte ausgefuͤhrt oder der⸗ 
geſtalt abgewickelt hat, daß ſie auf einen Andern vollkommen übergehen koͤnnen, 
ohne daß es dabei ſeiner Zuziehung, Information oder Rechnungslegung be⸗ 
darf. Fuͤr den Ausſcheidenden trifft der Verwaltungsrath ohne Verzug eine 
anderweitige Wahl, nachdem er künftig wegen neuer Wahl für einen jener 
Drei zuvor den gutachtlichen Vorſchlag des Direktoriums gehoͤrt hat. 

Ein aus der Mitte des Verwaltungsrathes zum Direktorium deputirt 
geweſenes Mitglied, welches aus dieſem ausſcheidet, tritt wieder in den Ver— 
waltungsrath zuruck, wenn es nicht auch dort ſeine Stelle aufgeben will. 
Scheiden temporair durch beſtimmte oder vorauszuſehende Kae Entfernung 
oder Krankheit mehr als zwei Mitglieder aus, fo wird das Direktorium eine 
temporaire Deputirung von einem oder zwei Mitgliedern aus dem Verwal⸗ 
dengsrathe * dieſem beantragen, damit mindeſtens die Zahl von fünf Mitglie⸗ 

ern verbleibe. 


$. 40. 
Ein Mitglied des Direktoriums darf nicht mit der Geſellſchaft in mit- 
telbaren oder unmittelbaren Kontraftsverhältniffen ſtehen, und muß, wenn es 
ſolche begruͤnden will, ſeine Stelle niederlegen. N 


F. 41. 


„Die Direktoren verwalten ihre Gefchäfte kollegialiſch unter Leitung des 
Vorſitzenden und bei deſſen Behinderung unter der ſeines Stellvertreters, wel⸗ 
chen ſie jaͤhrlich aus ihrer Mitte waͤhlen. Zu dieſem Behufe verſammeln ſie 
ſich wöchentlich an einem beſtimmten Tage, ohne daß es deshalb beſonderer 
Einladung bedarf, und extraordinair auf vorangegangene ſchriftliche Einladung. 
Zur Gültigkeit ihrer Eollegialifchen Beſchluͤſſe gehört die Anweſenheit von we- 

(Nr. 2685.) 15 ** nigſtens 
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nigſtens Vier Mitgliedern. Bei Stimmengleichheit der Anweſenden entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. — Inzwiſchen bleibt es auch den Direktoren 
uberlaſſen, die nach ihrer Anſicht dazu geeigneten Gegenftände unter einzelne 
Mitglieder zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe zu vertheilen. 


F. 42. 
Die ſchriftlichen Ausfertigungen werden mit der Unterſchrift: 
„Direktorium der Stargard-Poſener Eiſenbahn-Geſellſchaft“, 


falls es öffentliche Bekanntmachungen, Berichte an obere Behörden, Kontrakte, 
Vollmachten, Beſtallungen und Kaſſendispoſitionen uͤber 1000 Rthlr. find, von 
dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern, alle uͤbrigen von jenem allein voll— 
zogen. 

H. 43. 

Als Verwalter der gemeinſamen Angelegenheiten der Geſellſchaft iſt das 
Direktorium befugt, ſelbſtſtaͤndig und ohne weitere Ruͤckfrage an den Verwal⸗ 
tungsrath oder an die Generalverſammlung in allen außer den ausdruͤcklich 
nachfolgend beſtimmten Fällen (F. 55. d. u. § 59. 5 — 10.), Alles und Jedes, 
wozu irgend die Geſellſchaft befugt oder wofuͤr ſie Verpflichtungen zu uͤber⸗ 
nehmen verbunden und berechtigt iſt, verbindlich fur dieſelbe e und 
zu vollziehen; namentlich alſo zur Erbauung und Unterhaltung der Bahn, zum 
Ankauf und Verkauf von Grundſtuͤcken, zur Beſchaffung des Transportmate⸗ 
rials, Beſorgung des Betriebes, Einziehung und Verwendung der Gelder, Auf- 
ſtellung der Etats, Anſtellung, Beſoldung und Inſtruirung der Beamten u. ſ. w. 


$. 44. 


Als Repraͤſentant der Geſellſchaft gegen Dritte find die in deren ſaͤmmt— 
lichen Angelegenheiten von dem Direktorium mit und bei jeder in- und aus⸗ 
laͤndiſchen Behoͤrde, darunter namentlich richterlichen und Hypothekenbehoͤrden, 
mit und bei Korporationen, Inſtituten und jeglicher Perſon gepflogenen Ber- 
handlungen, gemachten Antraͤge, abgegebenen Erklaͤrungen, ſowie die daruͤber 
unter vorſchriftsmaͤßiger Unterſchrift (F. 42.) erfolgten? ollziehungen, Ausfer⸗ 
tigungen, Kontrakte und Vollmachten ꝛc. verpflichtend für die Geſellſchaft gegen 
jede Behoͤrde und jeden Privaten. Es iſt hierzu weder irgend eine weitere 
Bevollmaͤchtigung des Direktoriums, auch nicht in den Faͤllen, wo ſonſt die 
Geſetze ausdruͤcklich eine Spezialvollmacht erheiſchen, noch ein Nachweis erfor⸗ 
derlich, ob dem Direktorium, felbfiftändig und allein zu verfahren, zuſtand oder 
daſſelbe dazu eine Genehmigung Seitens des Verwaltungsrathes oder der Ge— 
neralverſammlung bedurfte. 


Zur öffentlichen und offiziellen Legitimation des Direktoriums ſoll eine 
nach erſter Wahl und hiernaͤchſt bei jeder Veraͤnderung von dem Direktorium 
ausgehende Bekanntmachung, wer ſeine Mitglieder ſind, an die Regierungen in 
Stettin, Frankfurt, Bromberg und Poſen und deren einmaliges Einruͤcken in 
die bezeichneten Öffentlichen Blätter genügen. 


$..45. 
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§. 45. 
Das Direktorium iſt verpflichtet: 

1) eine vollftändige Buch- und Rechnungsfuͤhrung über die geſammten Ge- 

ſchaͤfte einzurichten und ſtets kurrent zu erhalten, l 

2) am Schluſſe des Quartals dem Verwaltungs rathe einen Bericht über 
ſeine Verwaltung und die Lage der Geſchaͤfte zu überreichen, welcher 
auch die allgemeinen Prinzipien der Geſchaͤftsausfuͤhrung und namentlich 
das Verfahren bei Abſchließung von Lieferungs- und Entrepriſekontrakten 
über bedeutende Gegenftände, welche: in der Regel nur im Wege der 
Submiſſion und Lizikation erfolgen ſoll, und deren auf andere Weiſe er- 
I Abſchließung jeder Zeit beſonders motivirt fein muß, zu um- 
aſſen hat, 

3) einen Se Jahresbericht für die ordentliche Generalverſammlung 
zu entwerfen, deſſen Ueberreichung an den Verwaltungsrath den obigen 
Bericht fuͤr das betreffende Quartal entbehrlich macht, 

4) bis zum Anfange des Monats März dem Verwaltungsrathe die voll— 
ſtaͤndige Rechnung des verfloſſenen Jahres zu uͤbergeben. 


C. Verwaltungsrath. 
H. 46. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus 16 Mitgliedern, welche von der Ge- 
neralverfammlung gewählt werden, wovon jener vier zu Mitgliedern des Di- 
rektoriums deputirt ($. 35.), fo daß das Kollegium des Verwaltungsrathes 
nur zu 12 Mitgliedern verbleibt. Da jene zu deputirenden Mitglieder in Stet⸗ 
tin wohnhaft ſein muͤſſen, ſo ſollen unter den zu erwaͤhlenden Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes wenigſtens 8 in Stettin wohnen. 


$. 47. 

Die Wahl erfolgt auf 4 Jahre. Von den Erſterwaͤhlten ſcheiden jedoch 
mit dem Schluſſe jedes der erſten 4 Jahre vier Mitglieder durch Looſung aus. 
Später erfolgt das Ausſcheiden nach der Anziennetaͤt im Amte, jo daß regel⸗ 
maͤßig jedes Jahr vier neue Mitglieder zu erwaͤhlen ſind. Die Ausſcheidenden 
find wieder wählbar. 

Die Wiederwahl für den Verwaltungsrat) bedingt nicht das Wieder— 
eintreten in die etwa zuvor im Direktorium geuͤbte Funktion. 


H. 48. 


„Sollte durch temporaires oder definitives Ausſcheiden mehrerer Mitglie— 
der die Zahl derſelben ſich fo vermindern, daß die Beſchlußfaͤhigkeit des Ver⸗ 
waltungsrathes nicht gehörig geſichert erſchiene (H. 51.), fo wird demſelben an— 
heim gegeben, ſich interimiſtiſch durch Wahl aus den Aktionairen zu ergaͤnzen. 
In nächſter Generalverſammlung werden ſodann die permanent Ausgeſchiede⸗ 
nen durch neue Wahl erſetzt; doch erfolgt, um die Regelmaͤßigkeit einer jaͤhr⸗ 
lich gleichen Zahl Ausſcheidender zu erhalten, der Erſatz fuͤr den vor Beendigung 
ſeiner Wahlperiode Ausgeſchiedenen nur auf die daran noch fehlende 2 5 

(Nr. 2685.) 49. 


u 
$. 49, 
Annahme des Amtes und Ausſcheiden daraus zu jeder Zeit, nach Erle— 
digung etwaiger Auftraͤge, ſteht beliebig frei. — —— 


Der ins Amt Tretende muß (wie auch jedes Mitglied des Direktoriums) 
1000 Rthlr. Aktien, zunaͤchſt Quittungsbogen über dieſen Betrag, bei der Ge- 


ſellſchaftskaſſe deponiren. 


$. 50. 


Die Mitglieder des n außer denen, die ins Direfto- 
rium deputirt werden, erhalten fuͤr Verwaltung ihres Amtes keine Remune— 
ration, ſondern nur Erſatz von etwa gemachten, baaren Ausgaben und Reife- 
koſten, von welchen letzteren jedoch die Fuhrkoſten bei dem Zureiſen zu den Ver⸗ 
ſammlungen auf reſpektive Eiſenbahn- und Schnellpoſtſaͤtze beſchraͤnkt bleiben. 


„F. II. 


Die Geſchaͤfte des Verwaltungsrathes werden unter Leitung eines jaͤhr— 
lich von deſſen Mitgliedern aus ihrer Mitte zu erwaͤhlenden Vorſitzenden und 
reſp. Stellvertreters deſſelben, kollegialiſch betrieben. Zur Beſchlußfaͤhigkeit iſt 
die Anweſenheit von 7 Mitgliedern erforderlich; ſind jedoch die Gegenſtaͤnde 
der Berathung ausdruͤcklich bei der Einladung ſchriftlich bekannt gemacht, ſo 
kann uͤber ſolche in Anweſenheit von nur 5 Mitgliedern beſchloſſen werden. 
Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet die des Vorſitzenden. \ 

Die Ausfertigungen der Beſchluͤſſe erfolgen unter drei Unterſchriften, dar⸗ 
unter die des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters. 


$. 52. 


Regelmaͤßige Verſammlungen finden alle Vierteljahre Statt. Sind die 
Termine dafuͤr zum Voraus fixirt, ſo bedarf es dazu keiner beſonderen Ein— 
ladung; iſt ſolches aber nicht, ſo ladet der Vorſitzende zu denſelben, ſowie zu 
allen ſonſtigen Verſammlungen, mit achttaͤgiger Friſt ein. Nur in beſonders 
dringlichen Faͤllen, welche in der Einladung anzugeben ſind, kann dieſe Friſt 
abgekuͤrzt werden. N 

§. 33. 


N Der Verwaltungsrath hat Feine unmittelbare Wirkſamkeit nach außen, 
ſondern 

a) er übt die Kontrolle über die geſammte Geſchaͤftsfuͤhrung des Direk⸗ 

toriums, empfaͤngt deshalb alle Vierteljahre einen ausfuͤhrlichen Verwal⸗ 

ee deſſelben, prüft diefen in feinen Verſammlungen oder etwa 

noch durch beſondere Kommiffarien, und ift berechtigt, jede weitere Aus⸗ 

kunft, zu deren Einholung ihm dieſe Berichte Veranlaſſung geben, oder 

welche ihm ſonſt angemeſſen erſcheint, zu verlangen. Auch kann derſelbe 

durch Kommiſſarien aus ſeiner Mitte die Akten, Buͤcher und Rechnun⸗ 

gen des Direktoriums in deſſen Buͤreau einſehen und die Kaſſe revidiren. 

Ferner die Ausfuͤhrung des Baues und das Verfahren bei dem 
Bahnbetriebe auf gleiche Weiſe pruͤfen. 

Eine 
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Eine folche kommiſſariſche Reviſion uͤbt der Vorſitzende ohne Auf— 
trag; andere Mitglieder muͤſſen dazu vom Kollegium beauftragt ſein. 
Das Vorhaben ſolcher Prüfung wird dem Vorſitzenden des Direkto⸗ 
riums angezeigt. 

b) Demſelben gebührt die Reviſion, Monirung und Dechargirung der Ver⸗ 
waltungsrechnungen. 

e) Ihm ſteht in etwa vorkommenden beſonderen Fallen das Recht zu, Mit- 
a des Direktoriums und Beamte felbft zur Verantwortung zu zie⸗ 

en, Falls den in dieſer Beziehung zu erlaſſenden Requiſitionen Seitens 

des Direktoriums keine genuͤgende Folge geleiſtet wird. 

Demnaͤchſt konkurrirt der Verwaltungsrath bei nachfolgenden Verwal⸗ 

lungsgegenſtaͤnden und bedarf das Direktorium fuͤr deren Feſtſtellung und 

Ausfuͤhrung der Zuſtimmung deſſelben: 


1) bei Feſtſtellung des Bauplans nach den vorzulegenden, vollſtaͤndigen 
Zeichnungen und Anſchlaͤgen, 

2) bei Abweichungen in Einzelheiten des Bauplans, ſoweit dadurch die 
für den Titel, bei welchem dieſe Abweichungen vorkommen, ausge⸗ 
worfene Summe überftiegen und nicht durch die fuͤr dieſe Abweichun⸗ 
gen bei anderen Titeln eintretenden Erſparniſſe ſaldirt wird, 

3) bei Beſtimmung der Termine zur Einzahlung der einzelnen Raten, 

4) bei nutzbarer Unterbringung der Geldbeſtände bei andern, als bei öf— 
fentlichen Inſtituten, 

5) bei Anſtellung des Hauptkaſſenrendanten und von Beamten auf laͤn— 
gere Zeit als fuͤnf Jahre, ſo wie bei Dotirung von Beamtenſtellen 
mit jaͤhrlichem Einkommen über 500 Rthlr. und Vertheilung von 
Gratifikationen, welche in einem Jahre 50 Rthlr. für einzelne Beam— 
ten uͤberſteigen. 

Nicht mit inbegriffen hierunter find Diäten an Techniker waͤh⸗ 
rend des Baues und temporaire nicht tiber ein Jahr hinausgehende 
Diäten für außergewöhnliche Geſchaͤfte an Nichtbeamte der Geſell— 
ſchaft, desgleichen Verguͤtigungen fuͤr Reiſen der Beamten, 

6) bei Aufhebung der Verpflichtung der erſten Zeichner, weiter als für 
die erſten 40 Prozent zu haften, 

7) bei Regulirung des Bahngeldes und der Frachtpreiſe, 

8) bei Feſtſtellung des nach beendigtem Bahnbau jährlich vom Direkto⸗ 
rium mit Beruͤckſichtigung der (F. 43.) ihm beigelegten Befugniſſe 
auszufertigenden Ausgabe-Etats. 1 

9) bei Beſtimmung der zu vertheilenden Dividende und der zum Reſerve— 
Fonds zu nehmenden Quote. 

10) bei Anlage von Kommunikationswegen zur Bahn oder Betheiligung 
dabei (§. 3.), bei Ausuͤbung des Transports auf fremden Bahnen 
gegen Bahngeld und bei Geſtattung ſolchen Transports fuͤr Andere 
auf eigner Bahn, ſo wie bei Einrichtung von Transportbeförderungen 
—— den Stationsplaͤtzen der Bahn und nahe gelegenen Orten 
(FK. 4.). g 

Ne. 2688.) 


— 
— 
— 


Sollte 
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Sollte bei den vorſtehenden ad 1 — 10. der uͤbereinſtimmenden Anſicht 
und den Beſchluͤſſen des Direktoriums und Verwaltungsrathes anheim— 
gegebenen Gegenftänden eine Uebereinſtimmung durch ſchriftliche Behand— 
lung nicht erfolgen, fo ſteht ruͤckſichtlich derer, welche unbedingt eine de⸗ 
ſinitive Entſcheidung erheiſchen, alſo ad 1., 3., 6., 7., 8., 9., und bedingt 
durch die Umſtaͤnde ad 2. und 5., dem Direktorium zu, ſich mit dem 
Verwaltungsrathe in eine gemeinſame Konferenz zu vereinigen und uͤber 
den ſtreitigen Gegenſtand eine definitive Entſcheidung nach Stimmen- 
mehrheit der anweſenden Mitglieder beider Kollegien herbeizufuͤhren. 

Bei ſolchem Beſchluſſe muß jedoch von beiden Seiten wenigſtens 
deren beſchlußfaͤhige Anzahl von Mitgliedern der Berathung beiwohnen. 

In dieſen Konferenzen fuͤhrt der Vorſitzende des Verwaltun srathes 
den Vorſitz und entſcheidet deshalb in denſelben bei Gleichheit der 
Stimmen die ſeinige. 

Das Direktorium kann auch bei Gegenſtaͤnden, woruͤber ihm allein 

die Beſchließung zuſteht, wenn es bei deren beſonderer Wichtigkeit und 
mancherlei obwaltenden Bedenken demſelben wuͤnſchenswerth erſcheint, 
eine ſolche gemeinſame Berathung und Beſchließung beantragen, welche 
der Verwaltungsrath jedoch ablehnen kann. 
Dem Verwaltungsrathe gebuͤhrt die Begutachtung der zur Entſcheidung 
der Generalverſammlung gehoͤrenden Gegenſtaͤnde (F. 59.), und fchließ- 
lich die ſchon voraufgehend $$. 35. 36. 37. 39. beruͤhrte Wahl und De- 
putirung der Mitglieder fuͤr das Direktorium. 


e 


— 


D. Generalverſammlungen. 
§. 54. 

Am erſten Dienſtag jeden Maimonats findet eine ordentliche General— 
Verſammlung der Geſellſchaft, eine außerordentliche, wenn es das Direktorium 
oder der Verwaltungsrath für noͤthig halt, in Stettin Statt. 

Die ordentlichen Generalverſammlungen find befugt über all und jeden 
Gegenſtand, welcher das Intereſſe der Geſellſchaft und ihrer Mitglieder be— 
trifft, gültig zu beſchließen, ohne daß es der zuvorigen Mittheilung der zu ver⸗ 
handelnden Gegenſtaͤnde bedarf, es ſei denn, daß eine Abaͤnderung des Sta⸗ 
tuts oder die Auflöfung der Geſellſchaft in Antrag gebracht und zur Beſchlie⸗ 
ßung geſtellt werden ſoll. 

In außerordentlichen Verſammlungen hingegen kann nur uͤber die Ge— 
genftände beſchloſſen werden, welche in der Einladung zu denſelben angedeutet 
worden ſind. 

$. 55. 
Die Einladung zu den Generalverſammlungen erfolgt durch den Ver— 
waltungsrath, deſſen Vorſitzender oder fein Stellvertreter dieſelbe leitet. 


$. 56. 
Die zu dieſen Verſammlungen Erſcheinenden muͤſſen ſich innerhalb eini— 


ger Tage vor denſelben (an welchem und wo? wird mit der * be⸗ 
annt 
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kannt gemacht) uͤber ihre Berechtigung zur Anweſenheit und ihr Stimmrecht, 
durch Produzirung ihrer Quittungsbogen, Aktien oder durch ſonſt enuͤgendes 
Zeugniß ihres Beſitzes derſelben, ſowie Bevollmaͤchtigte durch ihre Vollmacht, 
deren Unterſchrift, wenn ſolche nicht als bekannt anzunehmen iſt, und ſo an⸗ 
genommen wird, beſcheinigt fein muß, ausweiſen, und erhalten daruͤber und 
über die darnach ihnen zuſtehende Stimmenzahl ein Zeugniß, womit ſie ſich 
beim Eintritt in die Verſammlung legitimiren. 


§. 57. 


Eine gedruckte Ueberſicht der in der Verſammlung zur Berathung Eom- 
menden Gegenſtaͤnde und deren Reihefolge wird 8 Tage zuvor zur Entgegen⸗ 
nahme der Aktionaire gefertigt. Der Vorſitzende ordnet hiernach, und fuͤr etwa 
noch nachtraͤglich zur Berathung gezogene Antraͤge, die Folge der Verhand— 
lung und die Formalien der Abſtimmung. 


$. 58. 


Das Protokoll in den Generalverſammlungen wird durch einen Notar 
geführt und von ihm, dem Vorſitzenden des Verwaltungsraths und des Di— 
rektoriums oder bei ihrer Abweſenheit von deren Stellvertretern und von we⸗ 
nigſtens ſechs anderen ſtimmfaͤhigen Mitgliedern der Verſammlung vollzogen. 
Das Originalprotokoll bleibt beim Verwaltungsrathe. Eine vidimirte Abſchrift 
erhält das Direktorium, welches einen Abdruck davon zur Entgegennahme fuͤr 
Aktionaire und zur Mittheilung an Behoͤrden veranlaßt. 

ö $. 39. 

Gegenſtaͤnde der Verhandlung und der Beſchlußnahme in Generalver— 
ſammlungen ſind: 

1) der Bericht des Direktoriums über die Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres, 

2) etwaiger Bericht des Verwaltungsraths über feine Wirkſamkeit, 

3) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes, 

4) diejenigen Angelegenheiten, welche vom Direktorium, Verwaltungsrathe 
oder von einzelnen Aktionairen zur Erwaͤgung und Entſcheidung, Falls 
letztere nicht zu der dem Direktorium oder dieſem und dem Verwaltungs⸗ 
rathe vereint zuſtehenden Befugniß gehoͤren oder ſolcher Befugniß ent⸗ 
ſagt iſt, vorgelegt werden; 5 

Ferner folgende, ausdruͤcklich der Entſcheidung der Generalverſammlung an— 
heim gegebene Gegenftände: n i | 

5) Anlegung von Zweigeiſenbahnen, Abſchließung von Vertraͤgen mit Un⸗ 
tet anderer Eiſenbahnſtrecken, Uber deren Erwerbung oder ge⸗ 
meinſchaftliche Benutzung beiderſeitiger Bahnen oder einer derſelben, ſo⸗ 
wie die Benutzung neuer Erfindungen, bezüglich auf bewegende Kraft 
und Bahnbelag, 


6) Vermehrung der Fonds der Geſellſchaft durch Kreirung neuer Aktien 
oder durch Anleihen, N 

7) Entnahme einer, die Beſtimmung H. 15. überfteigenden Rate zum Reſerve⸗ 

Fonds und deſſen Erhöhung über 10 Prozent des Anlagekapitals, a 

Jahrgang 1846. (Nr. 2685.) 16 8) Dis⸗ 
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8) Dispoſition uͤber den Reſervefonds, 
9) Aenderung des Statuts, 
10) Auflöfung der Geſellſchaft. 
Zur Ausführung ad 5. 6. und des Schluffes von 7. ad 9, und 10, be⸗ 
darf es der Beiſtimmung des Staates. 


H. 60. 


Von den obigen Gegenſtänden gehören die ad 1. 2. und 3. nur vor die 
ordentliche Verſammlung, und auch die Anträge ad 4., in ſofern nicht der- 
gleichen eben die Veranlaſſung zur Berufung einer außerordentlichen Verſamm⸗ 
lung gegeben haben. Die Antraͤge einzelner Aktionaire muͤſſen aber auch fuͤr 
die ordentliche Generalverſammlung wenigſtens 14 Tage zuvor ſchriftlich dem 
Verwaltungsrathe, und 8 Tage zuvor von dieſem dem Direktorium mitgetheilt 
ſein, widrigen Falles dem Direktorium in Vereinigung mit dem Verwaltungs⸗ 
Rathe freiſteht, die Beſchlußnahme daruͤber bis zur naͤchſten Generalverſammlung 
zu vertagen. Erſt in der Verſammlung geſtellte Anträge kann einſeitig Diref- 
torium oder Verwaltungsrath vertagt verlangen. Auch das Direktorium und 
der Verwaltungsrath werden ſich die Gegenſtaͤnde ihrer beſonderen Vortraͤge 
8 Tage zuvor mittheilen. . 61 


Die Beſchluͤſſe in der Generalverſammlung werden nach abſoluter Stim- 
menmehrheit abgefaßt, nur mit folgenden Ausnahmen: 

1) bei den Wahlen der Mitglieder des Verwaltungsrathes, zu welchen 
jedem ſtimmfaͤhigen Mitgliede der Verſammlung Vorſchlaͤge zuſtehen, 
wird uͤber jeden Vorgeſchlagenen einzeln abgeſtimmt, wobei die relative 
Stimmenmehrheit entſcheidet, und zwar nicht nur unter Beachtung der 
bejahenden, ſondern auch der verneinenden, ſo daß alſo das relative, 
guͤnſtigere Verhaͤltniß der einem Jeden zugefallenen bejahenden zu den 
verneinenden Stimmen zum Anhalt dient, 

2) zur Anlegung von Zweigbahnen und in den übrigen oben $. 59. ad 5. 
benannten Fällen, und zur Aenderung des Statuts bedarf es einer Ma- 
jorität von % Stimmen der Anweſenden und der durch fie vertretenen 
Mitglieder, 

3) Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur durch eine Majoritaͤt von 5 
der Stimmen der Verſammlung beſchloſſen werden. 


V. Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate. 
$. 62. 

Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch das Statut, 
die landesherrliche Konzeſſion und durch die allgemeinen — insbe⸗ 
ſondere durch das Geſetz uͤber Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 
1838. beſtimmt. 

Die Geſellſchaft bedarf hiernach, auch wo deſſen im Statut nicht er⸗ 
waͤhnt iſt, der Genehmigung des Staates zu allen Einrichtungen und Veraͤn⸗ 
derungen, bei denen dieſelbe nach jenen Geſetzen erforderlich iſt. in 
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§. 63. 


Insbeſondere bedarf dieſer Genehmigung der Tarif, ſowohl für Guͤter— 
als Perſonenbeforderung, ſowie der Tarif für das Bahngeld, imgleichen jede 
Aenderung dieſes Tarifs und das nothwendige Ineinandergreifen mit den Fahr⸗ 
ten auf anderen Bahnen und die Abaͤnderung der Fahrplaͤne. 


$. 64. 


Schließlich iſt die Geſellſchaft verpflichtet, nach dem Verlangen der Mi⸗ 
litairverwaltung fuͤr die auf der Bahn zu befördernde Transporte von Trup⸗ 
pen, Waffen, Kriegs- und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie von Militair⸗ 
Effekten jeglicher Art, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten 
und zwar dergeſtalt, daß fuͤr dergleichen Transporte nicht nur die unter ge⸗ 
woͤhnlichen Umſtaͤnden bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, ſondern 
auch die ſonſt noch vorhandenen Transportmittel benutzt werden. 

Ueber die hierfür zu leiſtende Verguͤtigung, ſowie über eine Ermaͤßigung 

der allgemeinen Frachtſaͤtze fuͤr die Transporte von Truppen und das zum un⸗ 
mittelbaren Gefolge der Truppen gehoͤrende Kriegsmaterial iſt nach Maaßgabe 
der Umftände beſondere Vereinbarung zu treffen. 
Der Militairverwaltung bleibt vorbehalten, ſich zu ihren Transporten 
eigener Dampf- und Transportwagen zu bedienen. In einem ſolchen Falle iſt 
an die Geſellſchaft außer Erſtattung der Feuerungskoſten ein maͤßiges Bahn⸗ 
geld zu gewaͤhren. Findet daneben noch die Benutzung der Transportmittel 
der Geſellſchaft Statt, ſo wird ſolche nach billigen Saͤtzen verguͤtigt. 

Die Geſellſchaft wird darauf Bedacht nehmen, eine Anzahl von Trans- 
portfahrzeugen ſo einzurichten, daß ſolche noͤthigenfalls auch zum Transport 
von Pferden benutzt werden koͤnnen, auch Wagen in einer Laͤnge von 12 Fuß 
zum Gebrauch bei der Abſendung von Militair⸗Effekten bereit halten. 


VI. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
$. 65. 

Die, auf Grund des vorſtehend vereinbarten Statuts erfolgten Wahlen 
für den Verwaltungsrath und das Direktorium ſollen unter erwarteter und er- 
folgender Allerhoͤchſter Genehmigung des Statuts bleibende Guͤltigkeit haben 
und die nach deſſen Beſtimmungen erfolgte Geſchaftsfuͤhrung für die Aktionaire 
unter einander und fuͤr deren Geſammtheit gegen Dritte vollkommen verbind— 
liche Kraft behalten. 


$. 66. 


Auch ſollen die beiden für die Geſellſchaft der Aktionaire verwaltenden 
und ſie vertretenden Autoritaͤten vereint befugt ſein, etwaige Abaͤnderungen der 
Beſtimmungen und der Faſſung des Statuts, welche von den Staatsbehoͤrden 
verlangt werden, verbindend für die ganze Geſellſchaft zu erwaͤgen, anzuerken⸗ 
nen, feſtzuſtellen und das nach ſolchen Abaͤnderungen neu redigirte Statut in 

(Nr. 2685—2686.) 16* Form 
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orm und Kraft, als ware es fo in der gemeinſamen Berathung feſige ellt, 
70 die Geſellſchaft zu vollziehen. f 0 f . 
Doch wird es dem Ermeſſen dieſer Autoritäten anheim gegeben, ob ſie 
die verlangte Aenderung von der Wichtigkeit erachten, daß ſie es vorziehen, die 
Berathung und Beſchließung daruͤber doch einer deshalb zuſammen zu beru⸗ 
fenden Generalverſammlung vorzulegen. 


(Nr. 2686.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungsurkunde für die Muͤnſter-Hammer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. Vom 4. Maͤrz 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem fuͤr den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn, welche im Anſchluß an 
die Koͤln⸗Mindener Bahn von Hamm über Drenfteinfurt nach Muͤnſter führt, 
unter der eng 5 
„Muͤnſter⸗Hammer Eiſenbahngeſellſchaft“ 

eine Aktiengeſellſchaft mit einem vorlaͤufig auf 1,300,000 Thaler feſtgeſetzten 
Grundkapitale gebildet worden iſt, wollen Wir zur Ausfuͤhrung der vorbe⸗ 
zeichneten Eiſenbahn hiermit Unſere landesherrliche Genehmigung unter folgen- 
den Bedingungen ertheilen: 

1) daß der Geſellſchaft kein Widerſpruchs⸗ oder Entſchaͤdigungsrecht für 
den Fall zuſtehen ſoll, daß ſpaͤter die Konzeſſion zu einer befonderen 
Eiſenbahn von Muͤnſter nach Dortmund, ſei es ſelbſtſtaͤndig oder im 
Anſchluß an die Muͤnſter⸗Hammer Eiſenbahn, ertheilt werden ſollte; 

2) daß dieſelbe einen verhaͤltnißmaͤßigen, in Ermangelung einer guͤtlichen Ver⸗ 
einbarung mit der Koͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft von Unſerem 
Finanzminiſter feſtzuſetzenden Theil der Koſten fuͤr den gemeinſchaftlichen 
bat dom und den gemeinſchaftlichen Bahnhof bei Hamm zu tragen 
at; ſowie 

3) daß die Geſellſchaft verbunden iſt, nach naͤherer Beſtimmung Unſeres 
Finanzminiſters nicht nur den unmittelbaren Anſchluß einer Eiſenbahn 
von Muͤnſter nach der Ems, Falls ſie deren Ausfuͤhrung nicht ſelbſt 
übernehmen ſollte, zu geſtatten, ſondern auch den Bahnhof bei Muͤnſter 
an derjenigen Stelle und uͤberhaupt in einer Art anzulegen, welche die 
Fortſetzung der Bahn nicht erſchwert. i 

Auch wollen Wir das Statut der Eingangs gedachten Münfter- 
Hammer Eiſenbahngeſellſchaft, wie ſolches auf Grund der in der Gene— 
ralverſammlung vom 7. Juli 1845. nach Inhalt des Uns vorgelegten 
gerichtlichen Protokolls gefaßten Beſchluͤſſe in der Anlage feſtgeſtellt und 
unter dem 24. und 29. Januar 1846. notariell vollzogen worden iſt, 
mit der Maaßgabe 


zu 
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zu F. 3., daß zur Herſtellung der Einrichtungen zum Transport von Perſonen 
und Frachtgutern zwiſchen ihren Stationsplägen und nahe gelegenen Or⸗ 
ten die Genehmigung des Staats erforderlich bleiben ſoll, 
in allen Punkten genehmigen und die mehrgedachte Geſellſchaft als eine Aktien— 
Geſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 1843. 
Geſetzſammlung 1843. S. 341. ff.) hiermit beſtätigen, indem Wir zugleich 
beſtimmen, daß, ſoweit nicht in der gegenwärtigen Urkunde oder in dem Sta- 
tute beſondere Feſtſetzungen getroffen worden ſind, die in dem Geſetze uͤber die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetzſammlung 1838. 
>. 505. ff.) ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen uͤber 
die Expropriation, auf die vorbezeichnete Eiſenbahn Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde iſt mit dem be- 
ftätigten Statute durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Gegeben Berlin, den 4. Maͤrz 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Flottwell. UÜhden. 


Sat at ut 
der Muͤnſter-Hammer Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


J. Bildun weck, Befugniß und Geſchaͤftsumfang der 
. Geſelſchaft. 


Zweck und Beſtimmung. 


H. 1. 

Unter der Benennung Muͤnſter-Hammer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft verbin⸗ 
det ſich eine mit Korporations rechten verſehene Aktien⸗Geſellſchaft zum Bau 
und Betriebe einer Eiſenbahn von Muͤnſter nach Hamm zum Zwecke des An- 
ſchluſſes an die Koͤln-Mindener Eiſenbahn. 


Ausdehnung des Zwecks. 


§. 2. 

Unter Genehmigung des Staats kann die Geſellſchaft eine Verlaͤngerung 

und Weiterfuͤhrung der Bahn, ſowie Zweigbahnen ſowohl fuͤr den Lokomotiv⸗ 

als Pferdebetrieb ausfuͤhren, mit den Unternehmern von Eiſenbahnen, die mit 

ihrer Bahn in direkter Verbindung ſtehen, Verträge wegen der gegenſeitigen 
Benutzung ſchließen, oder auch bei ſolchen Eiſenbahnen ſich betheiligen. s 

(Nr. 2686.) Eine 


* 
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Eine — — und Weiterfuͤhrung der Bahn, ſowie die Anlage 
von Zweigbahnen kann jedoch nur in der Art beſchloſſen werden, wie $. 42. 
beſtimmt. 

$. 3. 


Die Geſellſchaft kann ferner für ihre Rechnung, jedoch nicht als aus— 
ſchließliches Privilegium, die erforderlichen Einrichtungen zum Transport von 
Perſonen und Frachtguͤtern zwiſchen ihren Stationspläͤtzen und nahe gelegenen 
Orten herſtellen. 


Domizil und Gerichtsſtand. 


$. 4. 
Die Stadt Munſter iſt das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer 
Verwaltung, und hat ſie bei dem dortigen Land- und Stadtgerichte ihren Ge— 
richtsſtand. 


Art der Benutzung. 


$. 5. 

Die Geſellſchaft iſt befugt, den Transport von Perſonen, Thieren und 
Frachtguͤtern auf der Bahn fuͤr eigene Rechnung zu betreiben, aber auch ver: 
pflichtet, andern Unternehmern dieſe Transporte gegen Entrichtung eines Bahn- 
geldes zu geſtatten. ö 

Sollte in Folge weiterer Vervollkommnungen der Transportmittel die An- 
wendung von Eiſenſchienen und Dampfwagen eine weſentliche Aenderung er⸗ 
leiden, fo kann die Geſellſchaft innerhalb der Bahnlinie auch von dem ver- 
änderten oder neuen Befoͤrderungsmittel in feinem ganzen Umfange mit Ge- 
nehmigung des Staats Gebrauch machen. 


II. Bildung und Verwendung des Grundkapitals. 
Fonds. 


$. 6. 

Das zum Bau der H. 1. bezeichneten Bahn nebſt Zubehör, zur Anfchaf- 
fung des Betriebsmaterials und Inventarü zur Verzinſung der Einzahlungen 
und Beſtreitung der Generalkoſten bis zur definitiven Feſtſtellung erforderliche 
Kapital wird vorlaͤufig auf 

1,300,000 Thaler 


fefigefett, und durch Aktien zu 100 Thalern aufgebracht. Die definitive Feſt⸗ 
ſtellung des benoͤthigten Kapitals erfolgt durch die Geſellſchaftsvorſtaͤnde, nam- 
lich die Direktion und den Verwaltungsrath mit Ablauf des erſten vollen Be⸗ 
triebsjahres. Sollte daſſelbe ſich nicht auf den angenommenen Betrag von 
1,300,000 Thaler belaufen, ſo wird der Ueberſchuß, nach Beſtimmung des 
Verwaltungsraths entweder zu einem Reſervefonds, oder zum Ankauf von 
Stammaktien der Geſellſchaft fuͤr Rechnung derſelben verwendet. — 
ollte 
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Sollte ſich dagegen ein Mehrbedarf herausstellen, fo wird nach dem Be— 
ſchluß der Generalverſammlung entweder das Aktienkapital dem entſprechend 
erhoht und im Wege der Aktienzeichnung gedeckt, oder der fehlende Betrag 
durch eine Anleihe auf Prioritätsobligationen beſchafft. 

„Sowohl bei der Zeichnung dieſer neuen Aktien, als bei Uebernahme der 
Prioritätsobligationen haben diejenigen, die zur Zeit der desfallſigen Bekannt⸗ 
machung Aktionaire der Geſellſchaft ſind, den Vorzug vor dritten Perſonen. 


Aktien und Aktionaire. 


Ne 

Die auf Hoͤhe von 100 Thalern lautenden Aktien werden auf den In⸗ 
haber ausgeſtellt. Jeder Zeichner einer Aktie iſt Mitglied der Geſellſchaft 
(Aktionair) und nimmt an dem Gewinne und Verluſte nach Verhaͤltniß ſeines 
Aktienkapitals Antheil. Er ſcheidet aus der Geſellſchaft aus durch die Ver⸗ 
dußerung der Aktie oder Uebertragung der durch die Einzahlung bedingten 
Rechte, ſoweit dieſe Uebertragung nach dem Geſellſchaftsſtatute zulaͤſſig iſt. 

Jeder rechtmaͤßige Erwerber einer Aktie oder der Anrechte aus den Ein⸗ 
zeichnungen und Einzahlungen wird Mitglied der Geſellſchaft. 

Ueber den Kapitalbetrag ſeiner Aktien hinaus iſt kein Aktionair fuͤr die 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verhaftet. 


Reſervefonds. 


H. 8. 

Der Ueberſchuß der rohen Einnahme über die Ausgaben für den Be- 
trieb, Reparaturen, erforderlichen Anſchaffungen und Bauten, Verwaltungs⸗ 
koſten, Abgaben u. ſ. w., ſowie auch der Zinſen fuͤr die, etwa in Zukunft zu 
kreirenden Obligationen oder Prioritaͤtsaktien und der zur Amortiſation derſel⸗ 
ben feſzuſetzenden Beträge, bildet den reinen Jahresgewinn. 

Demgemaͤß werden aus der Jahreseinnahme vorweg entnommen: 

1) die Koſten der vollſtaͤndigen Unterhaltung der Bahn nebſt Zubehör, ins— 
beſondere der Unterhaltung des Oberbaues, desgleichen der Unterhaltung 
der Gebaͤude und Betriebsmittel. 

2) Die fuͤr die Ergaͤnzung der Bahn und der Betriebsmittel erforderlichen 
Betraͤge: 


als: 

a) für den Umbau ganzer Strecken des Oberbaues, 

b) für die Einrichtung neuer Bauwerke, 

c) für die Anſchaffung neuer Lokomotiven und Wagen. 

Der Betrag der ad 2. a. b. c. gedachten Ausgaben ift alljährlich über- 
ſchlaͤglich zu bemeſſen, und hiernach alljaͤhrlich ein ordentlicher Ausgabeetat auf⸗ 
zuſtellen. Die nach Ausweis deſſelben erforderlichen Summen zur Deckung der 
Ausgaben ad 1. und 2. a. b. c. ſind ſodann von der Einnahme abzuſetzen und 
fuͤr die gedachten Zwecke beſonders bereit zu halten. 

Fuͤr die außerordentlichen und unvorhergeſehenen Ausgaben wird ein 
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Reſervefonds gebildet und es darf die jährlich zu dieſem Reſervefonds zuruͤck— 
zulegende Summe nicht unter Ein Viertel Prozent und nicht uͤber Ein 
Prozent des Anlagekapitals betragen; doch findet die Anſammlung des Reſerve— 
Fonds nur in ſoweit Statt, als derſelbe nicht mehr als Fuͤnf Prozent des 
geſammten Anlagekapitals der Bahn betraͤgt. 

Ueber die nach dieſem Maaßſtabe zu ermeſſende Hoͤhe des jaͤhrlichen 
Keſervefonds beſtimmt nach Anhörung der vom Verwaltungsrathe begutachteten 
Vorſchlaͤge der Direktion, die Generalverſammlung. 


Vertheilung des reinen Gewinns. 


H. 9. 


Diejenige Summe, welche nach ſtatutgemaͤßer Vermehrung des Referve- 
Fonds von dem reinen Jahresgewinn übrig bleibt, wird unter ſaͤmmtliche Aktio⸗ 
naire mit Vermeidung unbequemer Bruchtheile als Dividende vertheilt. 

Es kann jedoch nicht eher zur Vertheilung geſchritten werden, bevor 
nicht durch eine, mit Sugiehung des Königlichen Kommiſſarius vorzunehmende 
Reviſion feſtgeſtellt iſt, daß alle im H. 8. erwähnten Bauwerke während des 
verfloſſenen Jahres in gehoͤrigem Stande erhalten ſind, reſpektive bevor nicht 
die, zur Nachholung des Verſaͤumten erforderliche Summe abgeſondert und 
der e Bauetat fuͤr das laufende Jahr feſtgeſetzt iſt. 

Es werden mit den Aktien Dividendenſcheine fuͤr 10 Jahre nach beilie— 
gendem Schema ausgegeben, welche nach Ablauf dieſes Zeitraums durch eine 
neue Serie von 10 Scheinen erſetzt werden. 

Der Betrag der auf jede Aktie fallenden Jahresdividende wird ſeiner 
Zeit öffentlich ($. 17.) bekannt gemacht, und kann gegen Einlieferung des Di⸗ 
videndenſcheines bei der Geſellſchaftskaſſe, ſowie bei den, von der Direktion 
namhaft zu machenden, Banquiers erhoben werden. 


Ausfertigung der Aktien. 
$. 10, 


Die Aktien werden nach dem anliegenden Schema auf die Höhe von 
100 Thalern ſtempelfrei ausgefertigt und erſt dann ausgegeben, wenn der volle 
Betrag fuͤr dieſelben zur Geſellſchaftskaſſe berichtigt iſt. 

Bis zur Ausfertigung der Aktien werden mit Nummern bezeichnete 
Quittungsbogen ausgegeben, auf denen uͤber die Einzahlungen quittirt wird. 
Dieſe Quittungsbogen werden auf den Namen des urſpruͤnglichen Aktienzeich— 
ners ausgeſtellt. N g 

Die Höhe und den Zeitpunkt der, auf die Aktien zu leiſtenden Einzah⸗ 
lungen ſetzt die Direktion feſt. Die Einforderung geſchieht durch zweimalige 
Be anntmachung in den, H. 17. bezeichneten Zeitungen dergeſtalt, daß die letzte 
7 ſpaͤteſtens vier Wochen vor dem letzten Einzahlungstage erfol— 
gen muß. 


A Ber: 
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Verhaftung der urſpruͤnglichen Aktionaire. 
$. 11. 


Die urſpruͤnglichen Aktienzeichner find für den vollen Nominalbetrag 
ihrer Aktien verhaftet, und koͤnnen ſich von dieſer Verhaftung durch Uebertra⸗ 
gung ihrer Rechte an Andere nicht befreien. Dem Verwaltungsrathe der Ge: 
ſellſchaft iſt es jedoch vorbehalten, ſobald 40 Prozent eingezahlt find, auf den 
Antrag der Direktion die Freilaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner von der 
ferneren Verhaftung zu beſchließen. 

Bis dahin werden alle Einzahlungen als fuͤr Rechnung des urſpruͤng— 
lichen Aktienzeichners geſchehen, erachtet. 

Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner aus der per- 
fönlichen Verb mblichkei gegen die Geſellſchaft, ift jeder Vorzeiger eines, die 
früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſendeu, auf feinen Namen ausgeftellten 
oder von ihm erworbenen Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. 


Folgen der Nichteinzahlung der Aktieneinſchuͤſſe. 
ö §. 12. 

Zahlt ein Aktionair einen eingeforderten Einſchuß nicht ſpaͤteſtens am 
letzten Zahlungstage (F. 10.) ein, jo verfällt er für jede Aktie in eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von 2 Thalern zum Vortheil der Geſellſchaftskaſſe. Es wird 
ſodann unter zweimaliger öffentlicher Bekanntmachung in den, H. 17. bezeich⸗ 
neten Zeitungen der Inhaber durch Angabe der Nummer des Quittungsbogens, 
bei welchem der Verzug eingetreten iſt, aufgefordert, die ſchuldige Rate nebſt 
der gedachten Konventionalſtrafe einzuzahlen. 


Erfolgt auch dann innerhalb 4 Wochen nach ergangener Bekanntmachung 
die Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Quote und der Strafe nicht, ſo verfallen die auf 
den betreffenden Quittungsbogen gemachten Einſchuͤſſe der Geſellſchaft; der 
Bogen ſelbſt wird fuͤr erloſchen erklaͤrt und dies oͤffentlich bekannt gemacht. 
An Stelle des annullirten Quittungsbogens wird ein anderer, welcher die naͤm— 
lichen Rechte und Pflichten, wie der fruͤhere begruͤndet, ausgefertigt, und zum 
Beſten der Geſellſchaft verkauft. 

So lange jedoch die perſönliche Verpflichtung des urſpruͤnglichen Aktien⸗ 
Zeichners dauert (F. 11.), iſt die Direktion auch berechtigt, denſelben wegen der 
ruͤckſtaͤndigen Einzahlung und der verwirkten Konventionalſtrafe in gerichtlichen 
Anſpruch zu nehmen. 


Interimsbeſcheinigung. 
* $. 13. 
Kann ein Aktionair bei Einzahlungen den Quittungsbogen nicht vorlegen, 


ſo empfaͤngt er uͤber die geleiſteten Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, welche auf 
Jahrgang 1846. (Fr. 2486.) 17 den 
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den Namen des Zahlenden ausgeſtellt, und gegen deren Ruͤckgabe die Quittun⸗ 
gen auf den ſpaͤter etwa vorgelegten Bogen vermerkt werden. 


Kann der urſpruͤngliche Quittungsbogen nicht herbeigeſchafft werden, ſo 
wird nach vorgaͤngiger Ausſtellung eines Mortifikationsſcheins Seitens des Ak— 
tienzeichners reſp. feines Rechtsnachfolgers, und nachdem die Unguͤltigkeitserklaͤ⸗ 
rung durch den Verwaltungsrath öffentlich bekannt gemacht iſt, der neu aus⸗ 
zufertigende Quittungsbogen gegen Zahlung der ausgebliebenen Rate nebſt Ver⸗ 
zugszinſen zu 5 Prozent, Konventionalſtrafe und Koſten, ſofern dieſe Zahlung 
innerhalb 8 Tagen vom Tage der Aufforderung erfolgt, dem urfprünglichen 
Zeichner der Aktie oder deſſen Rechtsnachfolger ausgehändigt, reſp. die Aus⸗ 
fertigung auf ſeinen Namen bewirkt, dergeſtalt, daß darin auch uͤber die fruͤ⸗ 
heren Theilzahlungen quittirt wird, ohne daß dieſelben nochmals erlegt zu wer⸗ 
den brauchen. ; 


Ausfertigung und Aushaͤndigung der Aktien. 
H. 14. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages einer Aktie wird 
dem in dem Quittungsbogen benannten Aktionair und reſp. demjenigen, der 
ſich als rechtmaͤßiger Beſitzer des Quittungsbogens ausweiſt, gegen Ruͤckgabe 
deſſelben der darin verzeichnete Kapitalbetrag in Aktien zu 100 Thalern aus⸗ 
gehaͤndigt. 


Die Richtigkeit der Legitimation desjenigen, der den Quittungsbogen pra⸗ 
ſentirt und die Aktie in Empfang nimmt, iſt die Direktion zu pruͤfen zwar be⸗ 
rechtigt, aber nicht verpflichtet. 


Zinſen der Einzahlungen. 
8 


Die von den Aktionairen eingezahlten Raten werden von dem in der 
Ausſchreibung beſtimmten letzten Einzahlungstage mit 4 Prozent jaͤhrlich bis 
zum Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb geſetzt 
wird, verzinſet und dieſe Zinſen aus dem Baufonds entnommen, ſoweit ſie 
nicht aus dem, bis zu jenem Zeitpunkt aus dem Betriebe aufkommenden Er⸗ 
trage gedeckt werden. 


Die Berichtigung der Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch 
Abrechnung auf die jedesmaligen fernern Theilzahlungen, wobei es aber der 
Direktion freiſteht, die zu verguͤtende Zinsſumme abzurunden. Die uͤber die 
letzten auf die Quittungsbogen oder im Fall des H. 13. auf die Interimsbe— 
ſcheinigung zu ſetzenden Vermerke enthalten daher zugleich den Beweis der er- 
Sen Berichtigung der von den fruͤheren Einſchuͤſſen bis dahin aufgelaufenen 

inſen. 


Durch 
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Durch Zeſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinſen 
der Einſchuͤſſe, auch ohne daß deren befondere Erwähnung geſchieht, mit uͤber— 
tragen. 


Oeffentliches Aufgebot und Amortiſation. 


$. 16. 


Aktien und Dividendenſcheine muͤſſen, wenn fie angeblich vernichtet oder 
von dem Beſitzer verloren worden, von dieſem auf deſſen Koſten öffentlich auf⸗ 
geboten und mortifizirt werden, bevor fie erſetzt werden. Der Gerichtsſtand 
für dieſe Aufgebote iſt das Königliche Land⸗ und Stadtgericht zu Muͤnſter. 
Dividenden, welche nicht innerhalb 4 Jahren, vom Tage der erſten öffentlichen 
Aufforderung durch die Direktion an gerechnet, und nach zweimal in Zwiſchen⸗ 
räumen von wenigſtens einem Jahre wiederholt erlaffenen öffentlichen Auffor⸗ 
derungen (F. 17.) in Empfang genommen worden ſind, verfallen der Ge— 


ſellſchaft. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 


17. 


Alle in gegenwaͤrtigem Statut vorgeſehene oͤffentliche Bekanntmachungen, 
Einberufungen, Aufforderungen, find für alle Aktionaire ohne Ausnahme als 
genuͤgend und rechtsguͤltig erlaſſen zu betrachten, wenn ſie zweimal 


in der Berliner Voſſiſchen Zeitung, 

in der Koͤlner Zeitung, 

in dem Weſtphaͤliſchen Merkur, 
erſchienen ſind. 

Im Falle des Eingehens einer oder andern der vorſtehend genannten 
Zeitungen ſollen die Publikationen in den uͤbrig bleibenden Blaͤttern ſo lange 
enuͤgen, bis die naͤchſte Generalverſammlung an die Stelle des eingegangenen 
Blattes mit Genehmigung des Finanzminiſters ein Anderes beſtimmt hat. 


III. Allgemeine Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten. 


b. 18. 


Die gemeinſchaftlichen Intereſſen und Angelegenheiten der Geſellſchaft 
werden wahrgenommen und beſorgt: 
A. durch die Direktion, 
B. durch den Verwaltungsrath, N 
Cr. 2686.) 17* C. durch 
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C. durch die Aktionaire in den Generalverſammlungen, 
D. durch beſondere Beamte. . 


A. Die Direktion der Geſellſchaft. 
$. 19. 


Die Direktion hat ihren Sitz zu Muͤnſter und beſteht aus fuͤnf Direk⸗ 
toren und aus fuͤnf Stellvertretern. Die Direktoren und deren Stellvertreter 
erwählt der Verwaltungsrath. 


H. 20. 


Jeder der fuͤnf von dem Verwaltungsrathe zu erwaͤhlenden Direktoren, 
ſowie jeder ihrer Stellvertreter, muß Beſitzer von wenigſtens 10 Aktien ſein, 
welche fuͤr die Dauer ihrer Funktionen von dem Vorſitzenden des Verwaltungs⸗ 
Raths außer Kurs geſetzt und bei der Geſellſchaftskaſſe deponirt werden. 


Von den Direktoren und Stellvertretern muͤſſen vier in Muͤnſter und 
einer in Hamm ihren Wohnſitz haben, und duͤrfen nicht Mitglieder der Direk— 
tion oder des Verwaltungsraths benachbarter Eiſenbahngeſellſchaften ſein. Die 
erwaͤhlten Direktoren erhalten Erſatz für Reiſekoſten und fuͤr andere durch ihre 
Funktionen veranlaßten Auslagen; außerdem iſt der Verwaltungsrath berech⸗ 
tigt, ihnen fuͤr ihre Bemuͤhungen Remunerationen bis zum jaͤhrlichen Geſammt⸗ 
betrage von 1000 Thalern zu bewilligen. 


Zu Direktoren koͤnnen jedoch nicht gewaͤhlt werden: 
a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen; 


b) Perſonen, über deren Vermoͤgen der Konkurs ſchwebt, oder welche mit 
ihren Gläubigern akkordirt haben, ſo lange fie nicht die erfolgte voll- 
ſtaͤndige Befriedigung derſelben nachgewieſen haben; auch koͤnnen 


c) Theilhaber einer und derſelben Handlung nicht zu gleicher Zeit Mitglie⸗ 
der der Direktion ſein. 


Tritt einer dieſer Fälle nach getroffener Wahl ein, fo erlischt dieſelbe 
und das betreffende Direktionsmitglied ift ſofort außer Funktion zu ſetzen. Vor⸗ 
ſtehende Beſtimmungen finden auch Anwendung auf die Stellvertreter der Di— 
rektoren. 


H. 31. 


Alljaͤhrlich tritt einer der vom Verwaltungsrathe erwaͤhlten Direktoren, 
ſowie einer ihrer Stellvertreter, aus. Die Ausſcheidenden beſtimmt das Dienſt⸗ 
alter, aber bei gleichem Dienftalter das Loos; fie koͤnnen jedoch wieder gewaͤhlt 
werden. Es ſteht jedem Direktor oder Stellvertreter frei, ſeine Stelle nieder— 
zulegen, nachdem er ſechs Wochen vorher die Direktion von ſeinem Entſchluſſe 


ſchrift⸗ 
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fehriftlich in Kenntniß geſetzt hat. Die dadurch oder in anderer Art im Laufe 
des Jahres noͤthig werdende Ergaͤnzung der Direktion erfolgt in der naͤchſten 
Sitzung des Verwaltungsraths, jedoch nur für die Dauer des laufenden Jahres. 


§. 22, 


Die Direktion wählt jährlich aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter deſſelben, ſie verſammelt ſich in der Regel woͤchentlich ein— 
mal, und außerdem ſo oft es erforderlich iſt. 


Die Befchlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmengleich— 
heit entſcheidet der Vorſitzende. 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von drei Mit- 
gliedern Dir Une ober ihrer Stellvertreter erforderlich. 


Ueber jede Sigung wird ein Protokoll aufgenommen, welches von ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern der Verſammlung unterzeichnet wird. Die Stellvertreter ſind 
befugt, den Sitzungen der Direktion beizuwohnen, jedoch haben ſie nur dann 
ein Stimmrecht, wenn ſie einen Direktor vertreten, fuͤr welchen Fall von den 
anweſenden Stellvertretern derjenige, welcher mit der größten Stimmenzahl ge⸗ 
waͤhlt worden iſt, das abweſende Direktionsmitglied vertritt. Bei gleicher 
Stimmenzahl entſcheidet hieruͤber das Loos. 


Befugniſſe und Verpflichtungen der Direktion. 


§. 23. 


Die Direktion leitet und vollzieht nach beſter Einſicht unter Beobachtung 
des Statuts und nach Maaßgabe der verfaſſungsmaͤßigen Beſchluͤſſe des Ver⸗ 
waltungsraths und der Generalverſammlung die Geſchaͤfte der Geſellſchaft. 
Sie vertritt die Geſellſchaft in allen Verhandlungen mit dritten Perſonen, mit 
dem Staate und mit den Gemeinden, ſodann bei der Erwerbung und Ver— 
Außerung von Immobilien, Loͤſchung von Hypotheken und bei Vertraͤgen uͤber 
Lieferung von Arbeiten. Es geht von ihr die Anſtellung, Beaufſichtigung und 
Entlaſſung der Beamten, der Entwurf ihrer Dienſt-Inſtruktion, fo wie die 
Feſiſtellung ihrer Beſoldung aus (F. 34.), wobei jedoch kein Beamter auf laͤn⸗ 
ger als zehn Jahre, jedenfalls nicht uͤber die Dauer der Geſellſchaft hinaus, 
angeſtellt und kein Vertrag abgeſchloſſen werden kann, durch welchen Penſio— 
nen zur Laſt der Geſellſchaft gewaͤhrt wuͤrden. 

Sie entwirft den Fahrplan und den Tarif des Bahngeldes, ſo wie den 
Tarif fuͤr den Transport von Perſonen, Thieren, Waaren und anderen Gegen— 
ftänden. Sie richtet eine vollſtaͤndige Buch- und Rechnungsfuͤhrung über die 
Geſchaͤfte der Geſellſchaft ein, beaufſichtigt dieſelbe und fuͤhrt eine genaue Kon— 
trolle uͤber das Kaſſenweſen. 

Alle Vierteljahr ſtattet ſie einen Bericht uͤber den ganzen Geſchaͤfts— 
betrieb an den Verwaltungsrath, und alle Jahr einen ſo umfaſſenden Abrech— 
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nungs- und Gefchäftsbericht an die Aktionaire ab, daß daraus der Gang und 
der 1 Standpunkt des ganzen Unternehmens in ſeiner finanziellen 
Lage, ſeiner Verwaltung, ſeinen Leiſtungen und Erfolgen genau uͤberſehen wer⸗ 
den kann. Sie veranlaßt mit dem Jahresſchluſſe die genaue Inventariſation 


5 Geſellſchaftsvermoͤgens, den Abſchluß der Bücher und die Aufſtellung der 


ilanz. 
Sie ſtellt jaͤhrlich einen Etat uͤber Einnahme und Ausgabe auf. 


§. 24. 


Die Direktion iſt befugt, durch einen Beſchluß, welcher jedoch eine Ma⸗ 
joritaͤt von 4 Stimmen fuͤr ſich haben muß, ein einzelnes Mitglied oder auch 
mehrere Mitglieder zur Beſorgung beſonderer Funktionen zu delegiren. 


F. 25. 


Zur Ausuͤbung aller der Direktion laut $. 23. ertheilten Befugniſſe be— 
darf dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden keiner weiteren Legitimation, 
als eines gerichtlichen oder notariellen Atteſtes uͤber die Perſonen ihrer jedes— 
maligen Mitglieder und deren Stellvertreter. 


Dieſes Atteſt wird auf Grund der Wahlverhandlungen, zu denen ein 
Gerichtsdeputirter oder Notar zuzuziehen iſt, ausgefertigt. 


Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr ſtatutenmaßig zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe handelte, iſt dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden 
niemals zu fuͤhren verpflichtet. Dieſelbe verbindet durch ihre Handlungen die 
Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt, und iſt derſelben nur fuͤr jeden aus Vor⸗ 
ſatz oder grobem Verſehen ihr zugefuͤgten Schaden verantwortlich. 


Zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Erklaͤrungen, insbeſondere 
Vertraͤgen und Vollwachten, iſt die Unterſchrift von drei Mitgliedern der Di- 
rektion oder Stellvertretern erforderlich und ausreichend, doch muß ſich die Un— 
terſchrift des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters im Vorſitz, darunter be— 
finden. 


B. Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft. 


F. 26. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus funfzehn Mitgliedern und aus neun 
Stellvertretern, welche von der Generalverſammlung der Aktionaire gewaͤhlt 
werden, außerdem noch aus dem Vorſitzenden der Direktion. 


Jedes erwaͤhlte Mitglied des Verwaltun sraths reſp. der Stellvertreter 


hat waͤhrend ſeiner Dienſtzeit 5 Aktien bei der Geſellſchaftskaſſe zu deponiren. 


Die Mitglieder des Verwaltungsraths waͤhlen jaͤhrlich mit abſoluter 


— 19 — 


3 aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter 
eſſelben. 


Von den Mitgliedern des Verwaltungsraths muͤſſen neun in Muͤnſter 
und vier in Hamm ihren Wohnſitz haben. 


Die Schlußbeſtimmungen im F. 20. sub a. b. c. finden auch auf die 
Mitglieder des Verwaltungsraths und deren Stellvertreter Anwendung und iſt, 
wenn einer der daſelbſt gedachten Faͤlle nach getroffener Wahl eintritt, das 
betreffende Mitglied ſofort außer Funktion zu ſetzen. 


§. 27. 


Jährlich wird der Verwaltungsrath, ſowohl in feinen gewählten wirf- 
lichen Mitgliedern, als auch in ihren Stellvertretern, um ein Drittel erneuert. 

Die ausſcheidenden Mitglieder, welche das Dienſtalter, oder bei gleichem 
Dienſtalter das Loos beſtimmt, ſind wieder waͤhlbar. Scheiden Mitglieder im 
Laufe des Jahres aus, oder werden Mitglieder in die Direktion gewählt, fo 
treten fuͤr ſie zunaͤchſt nach dem Dienſtalter, oder wo dieſes nicht entſcheidet, 
nach Maaßgabe der auf fie bei der Wahl gefallenen Stimmen, die Stellver— 
treter als wirkliche Mitglieder ein. Die einmal zu Stellvertretern bei der 
Direktion einberufenen Mitglieder des Verwaltungsraths koͤnnen in derſelben 
Wahlperiode nicht wieder in den Verwaltungsrat zurücktreten. 


$. 28. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich alle drei Monate regelmaͤßig, 
außerdem noch ſo oft, als der Vorſitzende es fuͤr noͤthig erachtet, oder auch 
auf den Antrag von drei Mitgliedern des Verwaltungsraths, auf den Antrag 
der Direktion, oder ihres Vorſitzenden. Der Vorſitzende ladet zu dieſen Ver⸗ 
ſammlungen 8 Tage vorher ein; — in dringenden Faͤllen, wo Gefahr auf dem 
Verzuge ſteht, iſt eine Einladung in kuͤrzerer Friſt geſtattet. 


Iſt ein Mitglied verhindert, zu erſcheinen, ſo wird davon wo moͤglich 
3 Tage vor der Sitzung dem Vorſitzenden die ſchriftliche 15 gemacht, der 
dann einen der Stellvertreter nach der im $. 27. feſtgeſetzten Ordnung einbe- 
ruft. Die Stellvertreter ſind befugt, den Sitzungen des Verwaltungsraths 
beizuwohnen, doch haben ſie nur dann Stimmrecht, wenn ſie als Vertreter 
eines wirklichen Mitgliedes nach Maaßgabe der Stimmenzahl, womit ſie ge— 
waͤhlt ſind, fungiren. a 


H. 29. 
Der Vorſitzende iſt berechtigt, in geeigneten Faͤllen die Direktion, oder 
auch den Oberingenieur, zur Aufklaͤrung uͤber die vorkommenden Faͤlle zu den 
Sitzungen einzuladen. 


(Fr. 2686.) f §. 30. 
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$. 30, 
Der Verwaltungsrath iſt befugt: 


1) von der Direktion alle das Geſchaͤft betreffende Aufſchluͤſſe zu verlangen, 
Einſicht aller Bücher, Protokolle, Dokumente und Skripturen zu neb- 
men und außerordentliche Kaſſenreviſionen zu veranſtalten. Zur Aus: 
uͤbung ſolcher Kontrolmaaßregeln iſt der Vorſitzende des Verwaltungs⸗ 
Rathes an und fuͤr ſich ermaͤchtigt; andere Mitglieder beduͤrfen aber zu 
derſelben eines Auftrags vom Kollegium. 


2) Eine außerordentliche Generalverſammlung zu berufen, in ſofern ſich in 
einer Sitzung 8 Mitglieder dafuͤr ausſprechen. 


3) An die gewoͤhnlichen und außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen die 
eeigneten Antraͤge zu ſtellen. Zur Guͤltigkeit des Beſchluſſes, bei der 
erke e die Auflöfung der Geſellſchaft zu beantragen, reicht 
nur die Majoritaͤt von 3 der Stimmen der anweſenden Mitglieder des 
Verwaltungsraths aus. 


F. 31. 
Die Beſchluͤſſe werden in den Sitzungen des Verwaltungsraths, wenn 


nicht für den vorliegenden Fall ftatutgemäß ein Anderes beſtimmt iſt, nach 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Vor— 


ſitzende. 


Die Anweſenheit von 8 Mitgliedern des Verwaltungsraths oder ihrer 
Stellvertreter genuͤgt zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes. 


§. 32. 


Der Verwaltungsrath nimmt vierteljaͤhrig den Geſchaͤftsbericht der Di— 
rektoren entgegen und unterwirft denſelben einer genauen Pruͤfung. Die Direk— 
tion legt ihm die Etats und Jahresrechnungen zur Pruͤfung und Feſtſtellung 
vor; er ſtellt uͤber letztere die ſich ergebenden Monita auf und ertheilt, nach— 
dem dieſe erledigt ſind und die Rechnung als richtig anerkannt worden iſt, die 
Decharge. Er beſchließt uͤber die ſtatutgemaͤß von der Direktion an denſel⸗ 
ben gerichteten Antraͤge. 


F. 33. 


In der letzten Jahresſitzung werden fuͤr die ausſcheidenden Mitglieder 
der Direktion und ihre Stellvertreter neue oder auch die ausgeſchiedenen wieder 
gewaͤhlt, und zwar mit abſoluter Stimmenmehrheit. 


§. 34. 
Die Beſchluͤſſe der Direktion, betreffend: 


1) Die Bezeichnung der Bankhaͤuſer fuͤr die Geldgeſchaͤfte der Geſellſchaft, 
2) die 
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2) die Anſtellung, Beſoldung und Inſtruirung des Ober-Ingenieurs, 

3) die Anſtellung, Beſoldung und Inſtruirung derjenigen Beamten, welche 
für eine längere Zeit als 5 Jahre in Dienft genommen werden ſollen, 
und ſolcher, deren jährliche Beſoldung mehr als 400 Rthlr. beträgt, ſo⸗ 
wie die Hoͤhe der eventuell von ihnen zu leiſtenden Kaution, 

4) Kauf und Verkauf von Immoblien, 

5) Kauf und Verkauf von Mafchinen, Utenfilien und Schienen, deren Werth 
die Summe von 1000 Rthlr. uͤberſteigt, 

6) Errichtung von Gebaͤuden und Anlagen, deren Koſten die Summe von 
1000 Rrthlr. uͤberſteigen, 

7) Lei n Arbeiten oder Lieferungen, welche auf andere Weiſe, als 

f IE liche Verdingung an den Mindeſtfordernden vergeben wer⸗ 
den ſollen, in ſofern der Gegenſtand die Summe von 1000 Rthlr. 
uͤberſteigt, 

8) Feſtſtellung des Bahngeldes, des Transporttarifs und des Fahrplans, 

9) . mit Unternehmern anderer Eiſenbahnen nach Maaßgabe 

e 


„ 2% 


muͤſſen von Seiten der Direktion dem Verwaltungsrath zur Genehmigung vor— 
gelegt werden. 


Die Genehmigung des Bahngeld- und des Frachttarifs, ſowie jeder Ab- 
Anderung diefer Tarife, nicht minder die Genehmigung und noͤthigenfalls auch 
die Abänderung der Fahrpläne bleibt dem Staate vorbehalten. 

. In Betreff Benutzung der Eiſenbahnen für militairiſche Zwecke finden 
die der Niederſchleſiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vorgeſchriebenen S. 373. 
der Geſetzſammlung fuͤr 1843. abgedruckten Beſtimmungen Anwendung. 

Sowie dem Verwaltungsrathe (F. 30.), ſteht es auch der Direktion zu, 
Anträge an die Generalverſammlung und unter dieſen auch die vom Verwal— 
tungsrath verworfenen zu ſtellen. Direktion und Verwaltungsrath find jedoch 
verpflichtet, ſich die zu ſtellenden Anträge wenigſtens 8 Tage vor der General- 

erſammlung gegenſeitig mitzutheilen. 
a 

Die Mitglieder des Verwaltungsraths erhalten außer ihren baaren Aus— 
lagen, und außer etwaigen Reiſediaͤten in Auftragsfaͤllen, deren Feſtſetzung von 
dieſem Kollegio erfolgt, keine Remuneration. 

C. Die Generalverſammlung der Aktionaire. 
H. 36. 
Die jährliche Generalverſammlung findet im Laufe des zweiten Jahres⸗ 


Quartals in Muͤnſter Statt. Die Einberufung geſchieht vom Vorſitzenden 
Jahrgang 1846. (Nr. 2686.) 18 des 


des Verwaltungsraths 4 Wochen vor dem Zuſammentritt derſelben in den 


öffentlichen Blaͤttern (§. 17.). Der jährliche Geſchaͤftsbericht ($. 23.) liegt 
8 Tage lang vor der Generaloerſammlung im Geſchaͤftslokale der Direktion 
zur Einſicht der Aktionaire offen. 


Bei der Einberufung zu außergewöhnlichen Generalverſammlungen müf- 
ſen die Gegenſtaͤnde der Berathung in kurzen Worten bezeichnet werden. 


$. 37. 


Nur diejenigen Eigenthuͤmer der Aktien oder deren Bevollmaͤchtigte neh⸗ 
men an der Generalverſammlung Theil, welche ſich wenigſtens 8 Tage vor 
der Zuſammenkunft der Generalverſammlung auf Vorzeigun ihrer Aktien reſp. 
nach Vorlegung ihrer Vollmachten bei der Direktion oder ihren dazu Delegir— 
ten, haben einſchreiben laſſen. 


Die Aktien ſind uͤberdies entweder bis zur Generalverſammlung bei der 
Direktion zu deponiren oder demnaͤchſt beim Eintritt in die Verſammlung wie⸗ 
der vorzuzeigen. 

Die Zeit, binnen welcher die Meldung hierzu erfolgen muß, wird bei 
Berufung der Generalverſammlung beſonders angegeben. 

Fuͤr die Zeit, in welcher die Aushaͤndigung der Aktien noch nicht erfolgt 
iſt, genügt die Vorzeigung der Quittungsbogen über die eingezahlten Kater. 
Ueber die erfolgte Einſchreibung ertheilt die Direktion oder deren Delegirte eine 
Beſcheinigung, worin die Nummer der vorgezeigten Aktien reſp. Quittungs⸗ 
bogen, ſowie die Zahl der Stimmen angegeben ſind. 


Moraliſche Perſonen werden durch einen Bevollmaͤchtigten vertreten, 
welcher entweder aus der Zahl ihrer Repraͤſentanten erwaͤhlt oder ein Aktionair 
ſein muß. 

Bevormundete koͤnnen durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre Ehe⸗ 
männer, wenn dieſe auch nicht Aktionaire ſind, und ohne daß es fuͤr dieſelben 
einer Vollmacht bedarf, vertreten werden. 

Unverheirathete Frauen können der Generalverſammlung nur durch Be— 
vollmaͤchtigte aus der Zahl der Aktionaire beiwohnen. 

Mit Ausnahme der vorſtehend fpeziell gedachten Faͤlle durfen nur Aktio⸗ 
naire zu Bevollmaͤchtigten ernannt werden. 

Auch die nicht vertretenen abweſenden Aktionaire ſind an die Beſchluͤſſe 
der Generalverſammlung gebunden. 

Am Tage der eee haben ſich die Theilnehmer durch die vor⸗ 
gedachte Beſcheinigung und die Bevollmaͤchtigten noch außerdem durch die 
erhaltene Vollmacht auszuweiſen. 


F. 38. 


Obgleich dem Beſitzer von nur einer Aktie die Theilnahme an den u. 
1 an 2 
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handlungen der Generalverſammlung geſtattet ift, ſo ift doch nur der Beſitzer 
von wenigſtens Fuͤnf Aktien ſtimmfaͤhig. 


Jade fuͤnf Aktien geben demſelben eine Stimme, mehr als zwanzig 
Stimmen fuͤr eigene und vertretene Aktien zuſammengerechnet ſtehen indeß kei⸗ 
nem Aktionair oder Bevollmaͤchtigten zu. 


$. 39. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsraths fuͤhrt in der Generalverſamm⸗ 
lung ebenfalls den Vorſitz, und hat zwei Stimmenſammler zu ernennen. Das 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell aufgenommen und von dem Vorſitzenden, 
den anweſenden Direktoren und drei andern Aktionairen unterzeichnet. 


Es wird demſelben ein von der Direktion beglaubigtes Verzeichniß der 
anweſenden Aktionaire und ihrer Stimmenzahl beigefuͤgt. 


§. 40. 


In den gewöhnlichen Generalverſammlungen eröffnet der Vorſitzende die 
eigentlichen Verhandlungen durch Vortrag eines Berichts uͤber den Gang des 
Unternehmens im verfloffenen Jahre. Darauf theilt er die Antraͤge der Direk⸗ 
tion, des Verwaltungsraths, oder einzelner Aktionaire mit, und ſetzt dann die 
Tagesordnung feſt. 


F. 41. 
Die Gegenſtaͤnde, welche nur durch einen Beſchluß der Generalverfamm- 
lung erledigt werden koͤnnen, ſind die Folgenden: 


1) Die ſtatutgemaͤße Repartition des reinen Jahresgewinnes zwiſchen dem 
Antheile fuͤr den Reſervefonds und dem fuͤr die Dividende, 


2) Die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Ausgabe neuer Aktien 
oder durch Kontrahirung von Anleihen, 


3) die Erweiterung des Unternehmens, Anlage von Zweigbahnen, und die 
Betheiligung bei anderen Eiſenbahnen nach Maaßgabe des §. 3., oder 
die Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, 


4) die Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen des Statuts, 
5) die Aufhebung fruͤherer Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen, 
6) die gaͤnzliche oder theilweiſe Verwendung des Reſervefonds, 


7) die Entſcheidung uͤber die Antraͤge des Verwaltungsraths und der Di— 
rektion nach Maaßgabe des H. 34., 


(. 2686) 18 * 8) die 
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8) 5 Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths und ihrer Stellver⸗ 
reter, 


9) die Auflöfung der Geſellſchaft. 


Bei den Beſchluͤſſen ad 2. 3. 4. 6. 9. wird die Genehmigung des Staats 
vorbehalten. 


$. 42. 


Soll ein Antrag auf Veränderung des Statuts, die Vermehrung des 
Geſellſchaftskapitals, oder die Erweiterung des Unternehmens der Generalver— 


e zur Beſchlußnahme vorgelegt werden, ſo muß dies ausdruͤcklich in | 
e 


dem Einberufungsſchreiben bemerkt werden. 


Ueber die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer fuͤr dieſen Zweck 
beſonders zuſammenberufenen Generalverſammlung, in welcher jede Aktie zu 
einer Stimme ohne Beſchraͤnkung ihrer Zahl berechtigt iſt, verhandelt und Be— 
ſchluß gefaßt werden. 


In allen, in dieſen Paragraphen erwähnten Fällen haben die Beſchluͤſſe 
nur dann Gültigkeit, wenn in der Generalverſammlung Dreiviertel aller Aktien 
vertreten ſind, und wenn ſie eine Majoritaͤt von Zweidrittel der vertretenen 
Stimmen fuͤr ſich haben. d 


Sind in ſolchen Generalverſammlungen nicht Dreiviertel ſaͤmmtlicher 
Aktien vertreten, ſo wird nach 6 Wochen eine neue Generalverſammlung be⸗ 
rufen, welche dann nach Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire definitiv 
entſcheidet. 


$. 43. 


Bei allen übrigen Beſchluͤſſen entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit; 
im Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths und ihrer Stellvertreter 
geſchieht im geheimen Skrutinium durch relative Stimmenmehrheit, wobei nach— 
folgende Beſtimmungen zu beachten ſind: 


a) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf denen jeder anweſende ſtim— 
menberechtigte Aktionair eine der Anzahl der zu Erwaͤhlenden gleiche 
Zahl von Geſellſchaftsmitgliedern vermerkt; 


b) als erwaͤhlt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der Stimm⸗ 
zettel die größte Anzahl der Stimmen erhalten haben; 


c) bei Stimmengleichheit wird durch das Loos nach einer von dem Vor⸗ 
ſitzenden in der Verſammlung ſelbſt zu treffenden Anordnung beſtimmt, 
wer fuͤr gewaͤhlt zu achten iſt; 


d) das Reſultat der Wahl wird in dem, uͤber die Verhandlung aufgenom⸗ 
menen Protokoll regiſtrirt, die Stimmzettel aber mit dem Siegel = 
5 


— 
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Geſellſchaft verſchloſſen und bis nach der naͤchſten ordentlichen General— 
Verſammlung aſſervirt. 


Sollten Einer oder Mehrere der Gewaͤhlten die Annahme des Amts 
ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich nach erfolgter Benach— 
richtigung von der Wahl zur Annahme derſelben nicht binnen 14 ze ſchrift⸗ 
lich bereit erklaͤrt haben, fo treten die reſp. Stellvertreter nach der Reihenfolge 
der erhaltenen Stimmenzahl ein, und in das Amt der einrückenden Stellvertre⸗ 
ter treten in gleicher Weiſe Diejenigen ein, welche nach den gewaͤhlten Stell— 
vertretern die meiſten Stimmen erhalten haben. 


F. 44. 


Jedem Aftionair, der in der Generalverſammlung Zutritt hat ($. 38.), 
iſt es geſtattet, daſelbſt uͤber den Geſchaͤftsbetrieb der eſellſchaft fein Urtheil 
auszuſprechen, und Anträge an dieſelbe zu ſtellen. Die Anträge der Aktionaire 
muͤſſen jedoch wenigſtens 14 Tage vor der Generalverſammlung dem Vor: 
ſitzenden des Verwaltungsraths ſchriftlich mitgetheilt werden, widrigenfalls dem 
Letzten freiſteht, die Beſchlußnahme daruͤber bis zur naͤchſten Generalverſamm⸗ 
lung zu vertagen. | 


Der Vorfigende des Verwaltungsraths iſt verpflichtet, die bei ihm ein⸗ 
gehenden Anträge ungeſaͤumt der Direktion mitzutheilen. 


$. 45. 


Das Protokoll der Generalverſammlung wird entweder vollſtaͤndig oder 
auszugsweiſe oͤffentlich bekannt gemacht. 


D. Die Beamten der Geſellſchaft. 
$. 46. 


Zur fpeziellen Führung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen der Direktion 
wird ein vom Verwaltungsrathe zu erwaͤhlender Spezialdirektor angeſtellt, 
welcher deren Sitzungen mit berathender Stimme beiwohnt. Bei jeder Beamten⸗ 
Anſtellung muß er vorgängig gehört werden. Die Beſoldung des Spezial⸗ 
Direktors, deren Feſtſtellung vom Verwaltungsrath erfolgt, kann zum Theil 
in einer Tantieme vom Reingewinne beſtehen. Zum Stellvertreter des Spezial⸗ 
Direktors wird oder werden ein oder mehrere Beamte der Geſellſchaft vom 

erwaltungsrathe ernannt. 


Der Spezialdirektor ift berechtigt und verpflichtet, in allen Faͤllen, wo 
er in dem Beſchluſſe der Direktion das Intereſſe der Geſellſchaft in bedeuten— 
dem Grade für gefährdet erachtet, an den Verwaltungsrath zu appelliren. In 
ſolchem Falle beruft der Vorſitzende des Verwaltungsraths eine gemeinſame 
Verſammlung der Direktion und des Verwaltungsraths, in welcher er ji 

(Nr. 2686.) en 
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den Vorſitz fuͤhrt. Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt in dieſer Ver⸗ 

ſammlung die Anweſenheit wenigſtens von ſieben Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 

raths und von drei Mitgliedern der Direktion erforderlich. Die Beſchluͤſſe wer⸗ 

55 . eit gefaßt, bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der 
orſitzende. 


Solche gemeinſchaftliche Sitzungen der Direktion und des Verwaltungs— 
rathes werden auch zuſammenberufen, um vor dem Beginne und waͤhrend des 
Bahnbaues über den Bau und Betriebsplan, die Bahnhöfe, den Koſtenanſchlag 
und die Art der Ausführung, ſowie über erhebliche Abweichungen von dem ur- 
ſpruͤnglichen Plane, in Berathung zu treten. 


§. 47. 


Der zweite Beamte der Geſellſchaft iſt der Ober-Ingenieur, welcher 
ſaͤmmtliche techniſche Arbeiten zu leiten hat, und zu deſſen Verfuͤgung die tech⸗ 
niſchen Beamten geſtellt ſind. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsraths reſp. der Direktion iſt verpflich⸗ 
tet, wenn techniſche Fragen zu verhandeln ſind, ſowohl bei gemiſchten Sitzungen, 
als auch bei den beſonderen Sitzungen der Direktion, den Ober-Ingenieur der 
Bahn als berathendes Mitglied zuzuziehen. 


$. 48. 


Welches auch die Beſtimmungen der 1 uͤber die Anſtellung der 
hoͤhern (d. h. mit einem Gehalte von über 400 Rthlr. ernannten) Beamten 
der Geſellſchaft ſein moͤgen, ſo verbleibt der Direktion das Recht, dieſelben 
vermittelſt eines einſtimmigen Beſchluſſes wegen Dienſtvergehen oder aus trifti⸗ 
gen moraliſchen Gruͤnden, von ihren Amtsverrichtungen zu ſuspendiren, auch 
auf ihre Entlaſſung beim Verwaltungsrathe anzutragen. Zum guͤltigen Be- 
ſchluſſe über die Suspenſion oder den Antrag auf Entlaſſung des Spezial— 
Direktors genuͤgt die Einſtimmigkeit der fuͤnf Direktoren. 


Die Entlaſſung eines hoͤhern Beamten wird von dem Verwaltungsrathe, 
nachdem der Beamte, in ſofern er ſich nicht entfernt hat, zur Vertheidigung 
und Rechtfertigung unter praflufisifcher Friſt aufgefordert und zugelaſſen wor⸗ 
den iſt, ausgeſprochen, wenn wenigſtens zehn Mitglieder der Verſammlung da⸗ 
für ſtimmen. 


Gegen einen ſtatutmaͤßig ausgeſprochenen Entlaſſungsbeſchluß, ſei es von 
Seiten der Direktion oder des Verwaltungsraths, iſt Berufung an die Gene⸗ 
ralverſammlung nicht zuläffig; doch ſoll jedem Beamten der Inhalt dieſer Be⸗ 
ſtimmung vor feiner Anſtellung bekannt gemacht werden, damit er ſich demfel- 
ben ausdruͤcklich unterwerfe. 


Eine 
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Eine ſolchergeſtalt ausgeſprochene Entlaſſung des Beamten hat * Folge, 
daß alle demſelben vertragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſe ſchaft fuͤr 
Beſoldung, Antheil am Reingewinn, Gratifikationen und andere Vortheile vom 
Tage der Entlaſſung ab, von ſelbſt erloͤſchen. 


Schema der Dividendenſcheine. 


Aktien Verwaltungsjahr 18 .. 
Divldendenſchein A .. .. der Serie I. 
Inhaber dieſes Scheines erhält gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaſſe 
der Muͤnſter⸗Hammer Eiſenbahngeſellſchaft diejenige Dividende ausgezahlt, welche 
von dem Reinertrage des Verwaltungsjahres 18 ., auf die Aktie . 


fuͤr zahlbar erklaͤrt, und deren Betrag nebſt Verfallzeit von der Direktion ſta⸗ 
tutgemaͤß (F. 30.) bekannt gemacht werden wird. 


Muͤnſter, den 


Die Direktion der Muͤnſter-Hammer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Stempel. 
Vorſtehender Dividendenſchein wird nach F. 16. des Statuts unguͤltig, 


wenn die darauf zu erhebende Dividende nicht innerhalb vier Jahren, vom Tage 
der erſten öffentlichen Aufforderung an, erhoben wird. 


(Nr. 2686.) Schema 


Schema der Aktien. 
TER 
der 
Münfter-Hammer Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
e 
uͤber 


Ein Hundert Thaler Preußiſch Kourant. 


Inhaber dieſer Aktie nimmt in Gemaͤßheit des aoem von Sr. 
Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen beſtaͤtigten Statuts verhaͤltnißmaͤßig Theil 
an den Befugniſſen, Rechten und Verpflichtungen, ſowie an dem geſammten 
Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. 

Muͤnſter, den 


Die Direktion der Münfter-Hammer Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
N. N. N. N. N. 


Stempel. 


Dieſer Aktie ſind beigegeben worden: 
2 10 Dioidendenſcheine der Serie I. fr die Jahre 18 . bis 18. 


